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No. 20 Destill- den lZo Vnpvcc 1933 Ic. Basis-gqu

Polen und die Sanktionen
Durch den Beschluß des Völkerbundes im italienisch-

abessinisschen Konflikt ist Polen zur Entscheidung··in sein-er
Frage gedrängt werden, aus der es fich asm liebften ganz
heraus-gehalten hätte. Die polnische Oeffentlichkeit ist in einen
Zwiespalt von Neigung- und Notwendigkeit geraten. Auf der

einen Seite ist ihr der Gedanke zweifellos wenig angenehm;
durch die Teilnahme an Sasnsktionsmaßsnaihmensich unter Ums

ständen die mit einem gewiser Gefühl der Dankbarkeit einp-.

fundene italienische Sympathie zu verscherzen.Aus-der an-

deren Seil-e aber sieht sie im allgemeinen die praktischeNot-

wendigkeit ein, der überlegen-en Kraft des britsi-;chen Welt-

reiches Rechnung zu tragen. Bor einig-er Zeit noch hat Polen
in Gsenf sich bemüht, die dortige Stellung Italiens durch
oermittelndes Eingreifen nach Möglichkeit zu erleichtern; und
die politische Presse hat damals mit sichtlich-einStolz ülber die

Anerkennung berichtet, die Mussolinii der ,,n1ohltuendkcn hal-
tung Polens« gezollt hat.

Aber Polen lsiegt eben doch zu sehr am Rand-e der durch
den ostafrikanischecn Krieg ausgelösten Ereignisse, um in ents-

scheidender Weis-e in sie ein«-greifenzu können. Abgesehen
von der in Polen gern herausgsestellten kulturelltn Vorhanden-
heit mit den lateinisfchen Völkern, spielen in diesem Falle wohl
auch die kolonialen hoffnungen Polens eine

nicht tin-beträchtlicheRolle. Die Begründung die Jtalien
für sein Vorgehen gibt, daß es als der ,,(1roßeProletarier
unter den Völkern« Lebensriauin für seinen M-enssrl)e«nüberschuß
brauche, wird in Pole-n nicht nur für richtig gehalten, fon-
dern zum Anlaß genommen, usm daran zu erinnern, daß
Pol-en sich in einer ganz ähnlichen Lage befinde und gleich-
falls ein Recht darauf halbe, von dem kolonialen Reichtum
der Großen, die die Welt unter sich aufgeteilt halben, seinen
Teil zu erhalten. Im stillen hegt man in Pol-en die hoffnung,
daß die aktive Kolonialpolitik Italiens sich irgendwie vorteil-

haft für die polnischem Kolonialpläne aus-wirken werde. Die
polnischen Gefühle neigen in der hauptsachse
zweifellos auf die italienische Seite, die

nüchterne lleberlegung aber gebietet, sich
nicht in einen offenen Gegensatz zu England
zu stellen.

«

Polen hat sich zu einer Teilnahme an den
San k tionsmsaß n a hmen, über die man fich in Gen-f
etwa einiaen sollte. entschlossen Es hat dabei aber die hoffnung,
daß die Genfer Beschlüssenicht allzu schroff ausfallen mögen
und daß sie vor aller-i möglichstwenig enthalten, was geeignet
ist, Polen allzu sehr in die gegen Italien gerichtet-en Maß-
nahmen zu verwickeln. Solang-e es sich nur Ulm W i ktfch U f t -

liche Sanktionen handelt, wir-d Polen hiervon nur in ge-
ringere-m Maße betroffen. Der handelsverkehr Polens mit Ita-
lien macht nur knapp 3 v.f). sein-es auswärtigen Gesamt-
handels aus. Allerdings ist die hansdelsbilanz mit Italien
fü r Pole n a k t i v. Auch sind in Italien große Beträge für
polnische Warenlieferungen ein-gefroren, an deren Bezahlung
im Falle einer Beteiligung Polens an den Sanktionsmaß-
Mllklsmen wohl schwerlich zu denken sei-n würde; und fchliseßlich
müßte Polen in diesem Falle auf-die Gewinne verzichten,
die es issosnstsehr wahrscheinlich aus sein-en Kr ie·gsliefe-
r ii n g e n-n a ch J t qicsi en zu ziehen vermöchteund an denen

besonders die Lodzer Textilindustrie und die politische Land-
wirtschaft interessiert fein dürft-en. Andererseits aber fällt doch;
die Tatsache, daß England der bedeutendste Han-
delspartner Polens ist, mit dem man es nicht ver-s
derbe-n darf, fchwesrins Gewicht. Maßgebenddafür, daßPolen
in Gen-f nicht dem Beispiel Unsgiarns und Oesterreichs gefolgt
«ist,ist aiber auch die seit länger-er Zeit schon zubeolbachteiide
Tendenz der politischen Außenpolitik, isich
an der englischen haltung zu orientieren In den
Kreisen des Warschauer Außenministeriums wird gar kein

heshl daraus gemacht, daß es für Pole-n wesentlich schwerer
gewesen wäre, sich Deutschland zu nähern, wenn England
nicht auf diesem Weg vorangegangen wäre, und wenn Eng-
land damit (wie vor alle-m wieder durch das Flottenabkomnnen
mit Deutschland) nicht der Außenpolitik Pia-uns eine

gewisseRechtfertigiicrig gegen-über Frankreich gegeben hätte.
Diefe «bewährteParallele zum Parole-n Oftice möchte das
Brühl-sehe Psalais verständlich-erweisejetzt nicht zugunsten
irgend-welchen vielleicht recht lebhafte.r, aiber sicher cha-ncen-
los-er Gefühle verlassen.

,

Allerdings hat auch die nüchtern denkende Warschauer
Außenpolitik dein englischen Vorgehen gegen-
über ein sehr weseiitliches Bedenken. Dieses
entspringt der offensichtlichen und begründeten A b n e i g un g
Polens gegen kollektive Aktionen. Es ist im
Grunde dieselbe Befürchtung, die die polniscbe Regierung
seinerzeit vom O ftp a kt abrücken ließ und die siejetzt wie-dar
erfüllt: die Befürchtung, daß kollektive Maßnahmen die im
Namen idser Jbedrohten Sicherheit« oder des ,,gefäl)rdseten
Friedens« ergriffen werden, letzten End-es dazu führen werden,
einen an sich lokalisierbaren Krieg zu generalisieren Daß der
sowjetrufsisscheNachbar ein so auffälliges Interesse an einem
System der »kollektiiven Sicherheit« zeigt, dürfte für Polen
Grund genug sein, dieser Art von Politik mit Mißtrauen
gegenüberzustehen Und daß es ausgerechnet die Sowjet-
union ist, die die englische Sanktionspolitik nicht nur unter-·
stützt, sondern noch weiterzutreiben und sogar auf die
Staaten auszudehnen bemüht ist, die sich an den gegen
Jtalien gerichteten Maßnahmen nicht beteiligen wollen, das

veranlaßt die polnische Politik zu einer verständlichenZurück-
haltung gegenüber den britischen Plänen. In diesem Punkte
hältauchdiepolnischeRegieriingsprefsenichtmit
ihrer Kritik an der englischen haltung zurück.
Das amtliche Polen wird jedenfalls kein e n b.e s o n d e r e n

Eifer in der Durchführung etwa verlangter
Sanktionsinaßnahmen beweisen· Es wird sich
so verhalten, daß es eben noch von sich behaupten kann, als

loyales Mitglied des Völkerbundes die einmal gefaßten Be-
schlüsseeingehalten zu haben. Darüber hinaus aber empfin-
det es keinen Anlaß, sich für die antiitalieiiischen Pläne Eng-
lands zu engagieren; denn es hat dabei durch allzu großen
Eifer (so wie die Dinge jetzt liegen) kaum etwas zu ge-
winnen, und von dem ideellen Beiwerk, mit dem die
Sanktionen umgeben werden, hält es nicht viel. Das n ich t -

amtliche Polen aber wird seine Sympathien in dieseni
Konflikt se nach Temperament und politischer Einstellung
verteilen.

«
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Triumph des Deutschtums
»Die litasusisscheStaatsfühsrung verkennt die Grundlage,

»aus der heraus der eusropäischeOsten Gestalt bekam, aus der

auch der Grundsatz von der Achtung fremden Volkstums ab-

geleitet ist. Die deutsche Volks·tums.beweg:ungwar es, die in

der Rosmsantsik so nachhaltig auf viele Völker wirkte-und das

Gesicht Osteuropas von Grund »aufneu gestaltete. Es gibt
Völker, die ohne dieses geistige Geschenk der

deutschen Nation nicht mehr auf der Land-

karte zu finden wären. Dazu gehörtLitauen.«
Das Eigebuis

Die Wahlen zum Memellandtag, die am 29. und

30. September d. Js. stattfanden, haben die Wahrheit dieser
Worte des Reichsministers Dr. Goebbels von neuem er-

wiesen. Die Deutschen sind mit ein-er, die Litauer mit sechs,
z. T. untereinander verbundenen Listen in den Wahlkamps
gegangen. Auf der deutschen Liste haben 29, aus den

litauischen Listen insgesamt 158 Kandidaten gestanden. Es

sind für die deutschen Kandidaten insgesamt 1 592 604, auf
die litauischen 369 457 gültige Stimmen abgegeben worden,
d. h. für die deutschen 81,17 v. h. und für die litauischen
·18,83-v..f). (Jeder Wähler hatte 29 Stimmen.) Danach hat
Jdie Memelländifche Einheitsliste 24 Mandate erhalten; die

sechs litauischen Listen haben sich mit 5 Mandaten zufrieden
geben müssen. Das Kräfteverhältnis im Memellandtag hat
sich also gegenüber den Wahlen von 1932 nicht geändert.

Die lästigen Aufpasser
Eine-n Triumph des Deutschtums hat die englische Presse

das Ergebnis der menteslländischenLandtags-mahlen genannt.
Und selbst die französischenBlätter sprachen vvn dem nieder-

schmettern-den Eindruck, den dies-es Ergebnis aus die verant-

wortlichen Kreise in Kauen gemacht hat. Diese Kreise sind
wohl von vornherein nicht besonders optiimistisch gewiesen; aber

sie hatten dioch mit Bestimmtheit auf 8 oder gar 10 lsitauische
Sitze ism Memellandtag g-erect,net, auf eben-Toviele Sitze, wie

notwendig find, um den Landtag durch Obstruktion je nach
Bedarf lahm-legen zu können. Am liebsten wäre es ihnen freilich
»gewesen,wenn sie die Wahlen überhaupt nicht hätten veran-

stalten brauchen, oder wenn ihnen das Ausland wenigstens
den Gefallen getan hätte, sich um die Bedingungen, unter
den-en der neue Landtag zustande kommt, nicht zu kümmern.
Man kann nun, weiß Gott, nicht behaupten, daß sich die

Sig n at a r m ä ch t e »so,wie es ihrer moralischen Verpflich-
tung und den Umstände-nentsprochen hätte, des Memellsandes

angenommen haben. Aber die Aufmerksamkeit, die das Aus-
land in letzter Zeit, vor allem unter dem Eindruck der Nürn-

berger Reichstagsredse des Führers, den memeslländischsenEr-

eignissen zugewandt hat, hat immerhin ausgereicht, um die
Litauer an der Verwirklichung einiger, ursprünglich gepslsanter
Aktionen zu hin-denn,mit den-en sie während der Wahlen selbst
und dann während der Auszählung der Stimme-n die Volks-

tneinung zu ,,korrigi-eren««gedachten- Es find in den entschei-
dendenTagen-über 60 ausländische Journalisten
in Memel gewesen, und die Signatarmächte h-atten·«"fich
nach im le ten Augenblick dazu entschlossen, ihre diploma-
tischen ertreter in Kauen als Beobachter
n a ch M e m el z u schick e n.. Die Litauer haben bei frühe-
ren Gelegenheiten schon häufig durch Berha.stu.ngen, Ausrvei-

jungen und andere Schikanen zu erkennen gegeben, wie un-

gemein peinlich ihnen diese ausländischen Aufpasser sind, und

sie habe-nmehr als sonst nvch bei diesen Wahlen die unge-

schrte·be11en,aber dennoch wirksamen Gesetze der internationalen

hoslichkeitzum Teufel gewünscht, die es ihn-en verbiete-n, die-se
wißbegierigenGäste kurzerhsand über die Grenze zu schieben.

Die Vorbereitung der Wahlen
Aber an den von langer hand vorbereiteten M a ß n a h-

men zur»Ve1·-fälschung und Unterdrückung des

memellandtschen Volkswi.l-lens hat weder die

Anwesenheitder privaten und amtlichen Beobachter noch die

hinter verschlossenenTüre-n in Genf erfolgte Unterredung des

litauischenAußesnmtnistersmit den Vertretern der Signal-ar-
machte etwas geändert. Einige Tatsachen, die die Bedin-

gungesn,·unter denen die Wahlen stattfanden, hinreichend cha-
rakterisierem seien hier noch einmal zusammengesaßt: Seit
1926 herrscht im Msemelgebiete der K r i e g s z u st a nd. Seit
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Anfang 1934 lastet asus dem Gebiet der physische und mora-

lisch Druck des Gesetzes zum Schutze von Volk und
St a -a t, das jede Wahrnehmung volksdeutschserBelange mit

Zuchthausstrasen belegt-—Seit 15 Monaten wir-d das Gebiet
von litauischen Direktorien regiert, die im Wider-

spruch zu den verpflichten-den Bestimmungen
des Statut-es ernannt worden sind· Vier führend-ein
Kandidaten der Meimelländischen Einiheitsliste ist noch
kurz vor der Wahl die lliitauische Sta·atsbür-

g e r -sch a st a b e r k a n nt worden Einer nicht genau fest-
zustellenden Zahl- von Memelländsern haben die litauischen
Behörden unter verschiedenen Vorwänden d a s W a hl r e cht
e n t z o g e n. Dagegen ist innerhalb Jahresfrist bis zum
29. September n a h e z u 11 000 P e r s o n e n , die aus Groß-
litauen impiortsiert worden .sin.d, d a S m e m e l l ä n d is ch e

Bürgerrecht und damit das Wahlrecht zuer-
k a n n t worden. Ebenso hat man den litauischen Miit-när-

personen und Grenzpsolizesisbeaanten das Wahlrecht gegeben,
Die gesamte verwaltungsmäßige Vorbereitung der Wahlen
hat ausschließlichin li t a u i f ch en hänkdengelegen.

Das-Wahlfysteni
Die Litauer haben sich mit dem komplizierten Wahlsystem,

das sie sich ausgedacht hatten, vo r alle r W e lt g eh ö r i g
blamiert. Die Organisation hat nirgends geklappt » Die
Zathl der Wahllok"ale, die in den «·Land-kreisenvon 198

aus 63 herabgesetzt worden war, erwies sich als viel zu gering.
Jn den Lokalen selbst waren viel zu wenig Wahlzellen
ausgestellt worden. Die Wähler drängten sich asn den Tischen
uind Stühlen oder breiteten ihre S-ti-rnmzettel, wenn sonst kein

Platz mehr vorhanden war, einfach auf dem Fußboden aus.

Die Blocks mit den 187 St-i1mimzette!n, die jeder Wähler er-

hielt und aus denen er die ihm zusagenden 29 Kasndidaten

herauszufuchen hatte, .. bereiteten viel Kopszerbrechem Die

Litauer hatten berechnet, daß jeder Wähler indurchsschnittliich
fünf Minuten sei-n Wsahlgesschäfterledigt haben könnte, Aber

der Besrichstesrstatterdes Pariser »Intransjgeant« hat beobachtet,
daß einer der höchstenlitauischen Beamten des Meinelgebietes
selbe-r zehn Minuten gebrauchst hat, um die «ri-chtisgen«Zettel
zu finden. Es war von vornherein klar, daß e i ne zwölf-
stündige Wahlzeitniichtausreichen würde,.usm
alle Wähler ihr Wahlrecht ausüben zu lassen. Tatsächlich sind
ja auch am 29. September nur etwa 40 v. h. der Wahlberech-
tigsten zur Stisnunabgabe gekommen, währen-d die anderen sich
vergebens stundenlang angestellt hatten. Die Litauer hatten
vesrmutlich von vornherein damit gerechnet; und sie hatte-n
seh-r wahrscheinlich gehofft, auf solche, höchst einfache Weise
einen großen Teil der Mesmelländer um ihr Wahlrecht betrü-
gen zu können» Aber sie hatten dabei wieder einmal nicht an

die ausländischen Journalisten gedacht, die sich keine so blöde
Komödie, wie sie da beabsichtigt war, vormachen lassen. Nicht
irgend-ein Gefühl für Gerechtigkeit, sondern die Zeugenschaft
der fremden Beobachter ist es gewesen, dsie die litauische Re-
gierung noch am Abend des 29. September dazu veranlaßt
hat, die Wahl am nächsten Tage fortzusetzen.

Vewundernswerte Disziplin der Memeldeutscheu

Die Memelltinder haben sich durch keinen Terrvr unsd

durch keine Schikane ein-schüchternlassen. Sie haben eine

Diszipslin und ein-e Selbstbeherrschung bewiesen,
die selbst von den mit Litauen sympathisieresnden Ausländern
mit Bewunderung anerkannt worden ist. Es hat den Litau-
ern sicherlich wenig Freude bereitet, die Berichte der franzö-
sischen, englischen, schwedisschenund sonstigen ausländischen
Zeitungen über den Verlauf der Wahlen zu lesen. Nach einer

Anerkennung ihrer organisatorischen Begabung oder ihrer mo-

ralischen Qualitäten haben sie in diesen Berichten wohl ver-

gebens gesucht. Dagegen haben sie über die besonnene und

aufrechte haltun der Memeldeutschen dort manch lobende

Bemerkung gefun en. So heißt es z. B. isn einem Bericht der

Londoner ,,'l’imes« u. a.: »Die Bevölkerung überstand die

Verzögerungen und Quälereien einer schlecht
geleiteten Wahl- mit erstaunlicher Ruhe. Die lokalen

Behörden hatten für nichts Vorsorge getroffen.
Obwohl man eine sehr schwierige Abstimmung erwartet hatte,
war die Zahl der- Wahllokale und Wahlzellen ssounzulänig-



lich, daß manch-e Wähler zehn Stunden zu war-

tecn hatten, ehe sie dise Wahlzelle betreten konnten,um
ihre Stimmen abzugeben . .. Die Vorschriften, die ein-e hilife
nur für Blinde und Ansalphiabeteingsestasttsetenbrachten manche
älteren Leute zu Tränen der Verzweiflung und der Wut:
Nur in einem einzigen Fall-e ist es vorgekommen,daß die

Wähler, die nach endlose-m Wart-en von dem listausisschenWahl-
leiter auch noch schikaniert und verhohnt wurden, die Selbst-
beberrsrhiuiiigverloren: Jn einem Orte-des Kreisesheydekrug
wurden der Wahl-letter und vier litauissche Polizistenbon der

aufs äußerstegereizten Bevölkerung verprügelt und die Wahl-
urnen zertrümmert, so daß dort am 6. Oktober noch
einmal gewählt werdenmußte — und zwar mit dem Er-

gebnis, daß in den fraglichen Stimmbezirken Jugnaten
und Ne u sa ß - S k ö r i e s 94 v. H. aller abgegeben-enStim-
men »auf.die Kasndidatsen der MeinelländisschenEinheitslisste
entfielen.

Wieviel Litauer habest gewählt?
Es ist notwendig; das Wahslergebsnis ein-er Kritikzu unter-

ziehen. Jeder Wächter konnte bekanntlich 29·«Stismm;enab-
geben. Für die 29 Kiandidaten der M-em-ellänsds·ijcl)enTit-theils-
liste sind im ganzen rund 1 592 604 Stimmen, fur die 158 Kan-

ididaten der sechs litauischein Listen insgesamt etwa 369»457

Stimmen abgegeben worden. Die Zahl der deutschenthlek
läßt sich auf einfache Weise feststellenzAuf samtliche
29 Kandidaten der deutschen Liste sindnsahezu
gleich viele, nämlich im Durchschnitt etwa
55000 Stimmen, abgegeben worden. Es hat bei

den Wahlen vosni 29. September also keinesfalls mehr
als 14000 litauische Wahl-er gegeben (denn
im ganzen haben rund 69 GUQPersonen gewahlt)«.Diese Fest-
stellung sisstungeniein interessant. Man muß sich folgendes
vergegenwä.rtigen: Bei den letzten Landtagswahlen von »1932
entfieilesn auf die litauischseiu Parteien etwa 12 000«Wahler,
also 2000 weniger als bei den jetzigen Wahlen. Nun sind aber,
wie schon erwähnt, in den letzten dsrsesi Jahren etwa 11000

Großh-tauer unter Bruch der Bestimmungen des Statutes
ins Meinelgebiet eingebürgert worden. Es müßte als-o
23 000 litauische Wähler geben. Tatsächlichsind aber höchstens
14 000 vorhanden Wo sind dann die übrigen 9000 geb-lieben?
Es gibt nsusr zwei Erklärung-en hierfür: Entweder habe-n die,
die 1932 noch litauisch gewählt haben, bei den jetzigen
Wahlen die deutsch-e Liste gewählt, weil

sie zu dser ganz richtigen Erkenntnis gekommen sind, daß das

Memelgebiet unter deutsche Führung gehört, wenn es nicht
auf das-selbe primitive Niveau herabgedrücktwerden soll, auf
dem sichdas benachbarte Großlitauen befindet. Oder sie haben
überhaupt nicht gewählt, weil sie zu der Uebe«rzeu-
gung gelangt sind, daß es ein fruchtlojes Beginnen ist, den

deutschen Charakter des Meineligebietes zu bestreiten, und daß
sie als Landfresmde die ganze Wahl eigentlich gar nichts an-

geht. Ein-es steht jedenfalls fest: Bon den alt-
eingejsesssenen Memelländer-n·shsat keinerdsie
liita uischen Liisten gewählt, sofern er nicht zu jener
kleinen Clique minderwertiger Kreaturen gehört, die unter
dem gegenwärtig-enRegt-me einen eisnstriiglichenPosten beklei-
den. Wär-en die Zuwanderer aus Großlitauen
nichtgew-esen,dann-hättendieSchamasitlsisnge
es kaum auf einen einzigen Sitz im memel-

lä-nd-i«schen Landtag gebracht.

Die Auszählung der Stimmen

Die Litauer hatten ursprünglichgedacht, das Wahlergseb-
nis noch nachträglich, bei der Auszäshlunsgdser Stimmen, je
nach Bedarf korrigieren zu können. Es war alles bestens
ein-gefä.delt.Durch das neue W a h lsge setz hatte man dafür
gesorgt, daß die Stimmen nicht mehr, Wie früher- Von den
einzelnen Stimmbezirkskommissionenan Ort und Stelle aus-

gezählt werde-n konnt-en. Sondern diese Aufgabe hatte man

vorsorglich der Wahlkreiskosmmisssion in Memel

Ugeivisesen Dort hatt-e man gehofft, ganz unter sich zu sein.
Fastbis zum letzten Augeiiblick haben sich die Litauer unter

. allerhand faulen Ausreden gieweigert, eine-n B e rtr a u e ns -

mann der Meinelländischen Einheitsliste in
die Wahlkreiskonimission aufzunehmen Aber die Aufmerk-
samkeit der ausländischen Journsalisten hast ihnen schließlich
doch einen Strich durch die Rechnung gemacht. Sie mußten
sich not-gedrungen dazu entschließen,wenigstens einen Me-
menäudek in die Kommission heieisnzuinehmen (Vvs1 Rechts

weg-en hätt-ender Einheitsliste als der Vertreter-in der weit
überwiegiensdenZahl dser Wähler, der Borsitz und die Mehr-
heit der übrigen Sitze in dieser Kommission ziigestaiideii.s

Die Auszählung der Stimmen ist zum Schluß
ganz anders ver-laufen, als dise Litauer es sich vor-gestellt
hatten. Sie vertrickten sich in ihren eigenen Schlingen- Um
das schwierig-e ählgeschäst überhaupt isn seiner noch einige-r-
msaßeu erträiglichen Zeit durchführen zu können, reich-ten na-

türlich die paar Mitglieder der Wah-lkreis-ko-mm-isssionbei wei-
tem nicht aus. Es mußten 200 Zä hle r eingestellt werd-en.
Und hierbei mußten sich die Litauer, wenn asuch höchst un-

gern, dazu verstehen, je zur hälfte Deutsche und Li-
tauer zu nehme-n und diese in der Aula des Vytautsas-
Gyninasiunis in Memel so unterzubringen, daß immer ein
Deutscher und ein Litauer bei-m Zählen einander kontrolliereii
konnt-en Da überdies die Parteien das Recht hatten, auf der
Galerie der Aula ihre Beobachter zu po-stiereen,waren Schie-
bungen nicht mehr gut möglich. Tatsächlich ist dann-n auch
ein litauischer Student dabei erwisscht wor--

den, wie er versuchte, Stimmzettel der Me—
melländischen Einheitsliste verschwinden zu
lassen. Die Litauer hatten sich das so ganz anders vorgestelltt

Die Ijiaiidatsverteiluug
Es ist nochnötig, einiges über die Verteilung der Mandaste

zu sagen. Da der Landtag 29 Abgeordnete umfaßt uind im
ganzen 1962 061 Stiiiismsen abgegeben worden sind, entfällt
auf je etwa 67658 Stimmen ein Mandat. Inner-
halb der einzelnein Listen gelten die Kandidaten mit den mei-
sten Stint-mein als am ehesten gewählt. Listenverbindung ist
möglich; die Litauer haben hiervon Gebrauch gemach-L Es
habe-n erhalten die

Meinelländische Eiiiheitsliste .

Litauische Volkspartei Liste l .

. l 592 604

Listc Il. .

82 805

58377
» Listeiiverbiiiduiig

63 096

l 225 032 Stimmen
20 754

Litauische Laiidwirtc Liste Vl

Liste Vll

Vereinigung der lit.!)li--
beiter u. Handwerker Liste IV . 81 778 I Listeiiucrbiiibung

Liste V. . . 62 647 f 144 425 Stimmen

Die Listen l, 2, 6 und 7 waren miteinander verbunden, ebenso
die Listen 4 und 5. Die Litauer hatten gehofft, auf diese
Weise bei der Aufrechnung der Reststimmen besser
abzuschneiden Aber die Listeinverbindung hat ihn-en nichts
genützt. Auf die Meinelländische Einheitsliste entfielesn zu-
nächst 23 Masndsate und 36493 Reststunmen Auf die vier
verbundenen litauischen Listen 3 Mandate und 22 061 Reststiiii-
men, auf die beiden ander-ein verbundenen Litauerlisten 2 Man-
date und 9111 Veststimmen Das noch übrigbleibende29. Masti-
dat mußte der Lisste mit den meisten Reststiniimen zugeteilt
werden; das war die Einheitsliste.

Das Volk und dieBonzeu
,

Die Litauer haben es, wie erwähnt, auf fünf Man-date
eb-ra-cht·Jnteressasnt ist es nun, festzustellen, mit welcher
timmenzaihl die einzelne-n Kandidaten gewählt worden sind·

Jeder der deutsche-n Abgeordneten konnte im Durchschnitt
55 000 Stimmen auf sich ver-einen- Die fünf litauischen Abge-
ordneten aber habe-n nur zwischen 4000 und 5500 Stimmen
aufbringen können. Jeder einzelne deutsche Ab-
geordnete hat aslso zehn-mal mehr Wähler
hinter sich als derjenige unter den Litauern,
der die nie-isten Stimmen auf sich vereinigen
konnte. Jnteressant sind auch folgende Feststellungen:
Unter den fünf gewählten litauischen Ab-
geordneten befindet sich ein einziger, der
im Memelgebietsbeheimatet ist; bei den anderen
vier handelt es sich uni zugewanderte und eingebürgerte
Großlitauer. Früher war die Partei der litauischen Land-
wirte der Grundstock des litauischen Blocks. 1928 erhielt diese
Partei noch 4 von den 5 litauischen M-andaten, 1930 nur

noch 2 von 5, und dieses Mal ist nur ein Mandat dieser
Partei überiggebliebeu, und auch dieses hat nur mit Mühe
und Not gewonnen werden können. A n d i e Stelle d e r

früheren litauischen Landwirtschaftsabge-
ordneten sind jetzt Beamte, Arbeiter, An-
gestellte getreten, durchweg Leute, die aus

Großlitauen stammen und von Leuten ge-
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wählt worden sind, die gleichfalls mit dem

Memellandnichtszutunhaben. -

«

Amüsant ist es, sich :d:ie.Li-sten der litaguischen Diätens
aspiranten anzusehen und die B e r ussa nga ben zu« stu-
dieren. »Da gibt es ein-en Otberzollkontrolleur, drei Gouverne-

meinstsreferenten ein-en Eichamstsinsspektor,einen Direktor der

Landesversicherunsgsansstalt und esinen Bankdirektor, ein-en

Dünensinspektor, ein Mitglied und einein Angestellten der

hasendsirektiosn, einen Zoll-amtsvorsteher, einen Gyinnasisal-
direktor, einen Fsischeresiobserau-fseher,ein-en Mittelschulleshrer,
acht Postvorsteher, eiinen Studien-rat, sechzehn andere

»

Beamte

unsd Lehre-r, sechs Leu-te, die sich schlicht unsd bescheidenals

-,,Direktsoren«,zwei weitere-, die sich sals Lsandswirte bezeichnen,
die aber alle ihre hand im öffentlichenGeldsäckelhaben; dann

stehen auf diesen List-en weiter ein Basusinigenieurund ein Guts-
verwailter und schließlichnoch ein paar harmlose Leute, die
sich als Fischer, Schiffer, Arbeiter und Schneider ausweisen
sunid aus diieseri typischen anzenlisten offenbar die
einzigen sind, die ihr Geld noch auf anständige Weis-e verdie-
nen und deren Ausgabe es auf diesen Listen wohl gewesen
ein mag, das »Volk« zu markieren Nein, das memelländsische

lk hat mit diesen Leuten, dsie eine vorübergehende schamais

tische Konjunktur hofchgeschwammthat, nsichitdas geringste zu
tun· Das hast es bei dein Wahl-en msit ein-er nicht mißzu:ver-
stehenden Deutlichkeit zum Ausdruck gebrach-L

Meincl bleibt deutsch
Die Litauer hatten gehofft, die Memelländer mit den

Untersdrückungsmethoden,die sie selber aus ihrer russischen
Zeit her noch gewöhnt sind, mürbe machen zu können. Sie

haben die Memeldeutschen nur zu einem noch festeren Block
des Widerstandes zusammengehämmert. Die Litauer hatten

'

gemeint, die Todes- und Zuchthausurteile des Kauener

Kriegsgerichtes würden den Memelländern den Mut

nehmen, sich weiterhin zum deutschen Volk zu bekennen. Und

jetzt mußten sie es bei den Wahlen erleben, daß die tapfere
haltung der Kameraden, die heute noch in den litauischen
Zuchthäusern schmachten, sich dem ganzen memelländischen
Deutschtum mitgeteilt hat. Die Litauer hatten die Lüge vom

,,litsauischen Volkstum des Memelgebietes« so oft wiederholt,
daß sie anscheinend schließlichselbst daran glaubten. Und jetzt-
haben die Wahlen es aller Welt noch einmal bewiesen:
Memel war deutsch, ist deutsch und wird
immer deutsch sein!

Disziplin, Sauberkeit, sachliche Arbeit
Sejm und Sen-at haben mit ihrer Arbeit begonnen.

Wie sich diese Arbeit in dem von der neuen Verfassung
gezogenen Rahmen praktisch entfalten wird, läßt sich schwer
sagen. Obwohl die Abgeordneten und Senatoren — von

einigen Vertretern der fremden Volksgruppen abgesehen —

durchweg mehr oder weniger erprobte Anhänger des Re-

gierungsblocks sind, scheinen die führenden Männer des

Regimes es doch für nötig zu halten, die Volksvertreter von

vorn-herein fest an die Kandare zu nehmen. Vor allem die

Abgeordneten des Sejms scheinen ihnen noch recht er-

ziehungsbedürftig z·u sein. Jn eindringlicher
Form ist den Abgeordneten in letzter Zeit mehrfach klar-

gemacht worden, welch-e Pflichten sie haben und was man

von ihnen erwartet.

Auf manchen Abgeordneten, der sich jetzt, da es im

Sejm teineoppvsitsionellen Parteien mehr gibt, wohl schon
als staatlich beglaubigter Repräsentant der polnischen
,,.Elite« gefühlt haben mag, hat das, was Oberst
Slawek in der »Gazeta Palska« über die Volks-
vertreter gesagt hat, wahrscheinlich ernüchternd gewirkt.
Slawek hat von den Abgeordneten politische Diszi-
plin, persönliche Sauberkeit und sachliche
A r b e i t verlangt und keinen Zweifel darüber gelassen, daß
in dieser Beziehung seiner Ansicht nach nochsrecht erhebliche
Mängel bestehen: Er

gäbe
die Tätigkeit der gesetzgebenden

Körperschafteneinige ahre lang beobachtet und dabei fest-
stellen müssen, wie- schwer es vielen seiner Kollegen gefallen
sei, sich von den bei den Parteien üblichen Arbeitsmethoden
zu trennen. Die sich aus der neuen Verfassung und Wahl-
ordnung ergebenden Aenderungen seien von manchen Ab-
geordneten noch nicht genügend verstanden worden. Das

habe sich noch während der letzten Wahlen gezeigt, wo es

vorgekommen sei, daß einige Kandidaten sich als die

Repräsentanten bestimmter sozialer Bevölkerungsschichten
herausgestellt und dadurch für ihre Person Stimmung zu
machen versucht hätten. Der Abgeordnete sei aber nicht dazu
da, um die Interessen einer bestimmten Wählergruppe zu
vertreten; sondern er habe sich als Beauftra gter der

Gesamtheit zu fühlen. Vor allem müsse die übte Ge-
wohnheit aufhören, daß die Abgeordneten ihre Stellung
dazu benutzen, um ihnen nahestehenden Personen private
Vorteile zu verschaffen. Wer es nicht fertig bringe, sich
derartige»aufdringliche Bittsteller vom Leibe zu halten,
der ni»oge aus sein Mandat·verzichten und
ein Bittschrif·tenbüro ausmachen. Wo in der

Verwaltung Fehler vorkämen und Unrecht geschehe, hätten
die Abgeordneten die Möglichkeit, zu interpellieren. Aber
derartige Jnterpellationen müßten öffentlich
sein, so daß sie von den anderen Abgeordneten kontrolliert
werden können.

.

Der hier von Oberst Slawek kritisierten Pratektivns-
wirtschaft ist durch die neue (sür Sejm und Senat gleich-
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lautende) Geschäftsordnung ein Riegel vorgeschoben
worden. Art. 27 der

Geschäftsordnung
verbietet es dem

Abgeordneten, sich an die Organe der taats- oder Selbst-
verwaltung mit Jnterventionen im materiellen-Interesse
einer einzelnen Person oder eines Unternehmens zu
wenden, ferner sich auf den Abgeordnetentitel in Angelegen-
heiten des eigenen Unternehmens oder eines Unternehmens,
dessen Leiter oder Teilhaber er ist, zu berufen. Auch der
Manie der endlosen Parlamentsreden ist
durch die neue Geschäftsordnung ein Dämpfer ausgesetzt
worden. Jn den Art. 70 und71 sind sehr weitgehende
Beschränkungender Redezeit vorgesehen, und es

wird den Abgeordneten überdies untersagt, ihre Reden vom

Manuskript abzulesen. Bezeichnend dafür, daß in Zukunft
auf eine straffere Disziplin der Abgeordneten gesteigerter
Wert gelegt wird, sind auch die Artikel der Geschäftsord-
nung, die bei nicht ausreichend begründetem Fehlen, bei

ungebührlichem Verhalten usw« bestimmte, gegen früher
verschärfte Strafen vorsehen.

Auch in der Botschaft des Staatspräsidenten an den

Sejm sind die Abgeordneten noch einmal an ihre Pflichten
erinnert worden. Es heißt dort u. a.: »Mit dem schweren
Leid einer unterjochten Nation, mit dem blutigen Opfer
einiger Geschlechter mußte Polen fürs die schlechte Organi-
sation des Staates, für schlechte Gesetze, für entfesselte Will-

kür, für den Mangel an Ansehen der Behörden der alten

Republik bezahlen . . .- Die Verbesserung der Verfassung
wurde durchgeführt. Sie soll Polen »vor d er Wieder--

kehr der unseligen Gespenster der Ver-

gangenheit, die esin den Untergang ge-

führt hatten, schützen . .. Jch glaube daran, daß
die Arbeiten dieser Kammer von der Sorg-e geleitet sein
werden, derRepublik gute, ihre Kraft und ihr Ansehen
steigernde Gesetze u geben. Jch wünsche Ihnen, meine

herren, daß Sie hre Arbeit auf die gehörige
höhe bringen möchten, und daß Sie in Zukunft auf
die Ergebnisse dieser Arbeit im Gefühl gut erfüllter

Pflichtgegenüber
der Republik zurückschauen

onnen.«

Wie aus diesen und ähnlichenAeußserungenhervorgeht,
fühlen sich die führenden Manner des Pilsudskiregimes als

die Erben nicht nur des politischen Willens, sondern
auch der volkserzieherischen Arbeit des Marschalls.
Sie sind sich, wie es scheint, auch darüber im Klaren, daß
die erzieherische Arbeit, wenn sie die breiten Massen des

Volkes erfassen soll, zunächst in den Kreisen zu leisten ist,
die als Beamte, Abgeordnete oder sonstwie in verantwort-

licher Stellung das Regime repräsentieren, und nach deren

Verhalten der einfache Staatsbürger den Wert oder Unwert
des Regimes und seiner Jdeen beurteilt. Die «Gazeta Poiska'«
hat kürzlich die Bedeutung, die diese erziehe-
rische Arbeit auch für die Nationalitätens



politik Polens besitzt, in einem bemerkenswerten
Artikel zum Ausdruck gebracht. Es heißt dort·u. a.:

»Soweit es sich um die polnische Mehrheit handelt, so
ist von dieser Seite das haupthindernis der Wahl der
richtigen Ziele und Methoden der Nationalitatenpolitik die
noch immer zu hohe psychische Empfindlichkeit, die-sich
aus der kurzen Dauer der staatlichen Existenz ergibt. Die
politische Bevölkerung in de»nGrenzgebie-
ten besitzt noch nicht in genugendem Maße
diese stolze Selbstsicherheit, die das Gefuhl des

Besitzes eines eigenen Staates herausbilden mußte. Gar zu

oft noch stehen wir im Verhältnis zu den nationalen

Minderheiten auf dem Standpunkt einer Partei. Nur schwer
und allmählich wächst das Bewußtsein, daß der Bau
eines eigenen Besitzstandes in de·n Rand-

gebieten, der die nationale Pflicht eines jeden Polen
darstellt, nicht notgedrungen auf Kosten des

Besitzstandes der Minderheit vor sich gehen
m uß, daß man dasselbe durch eine der Entwicklungdieser
Minderheit Rechnung tragende Anstrengung erreichen kann,
die oft dieser Minderheit zuvorkommt. »DerPole, der wirk-

lich die Größe und Macht der Republik anstrebt, ihre »ge-
schichtlicheMission begreift und an die elementaren Krafte
des Volkes glaubt, sollte sichdurch Stolz, Ruhe, Geduld·und
Verständnis a.uszeichnen... Durch Merkmaleder staatlichen
Reife sollte sich in besonderem Maße die Staatsverwaltung
aller Rangklassen auszeichnen; Eine der größtenSchwierig-
keiten in unserer Nationalitatenpolitik ist das gar zu

langsame Durchdringen der an»den leiten-
den Stellen entstehenden Stromungen in
die untergeordneten Stellen, in denen sich
praktisch das staatliche Leben abwickelt. Was sind die besten
Ansichten, ja sogar Verfügungen der Leiter der einzelnen
Refsorts wert, wenn sie nicht bis zu den tiefstenStufen und

damit zur Kenntnis der Bürger gelangen! ·Nichtalles aus
diesem Gebiet ist bei uns in Ordnung. Nicht jeder Kom-

manidant einer Polizei:vache, nicht jeder Schulleiter ist reif
genug, die Rolle eines Repräsentanten eines Staates auf
der ersten Stufe zu spielen, einer Stufe, die die direkte
Berührung mit der Bevölkerung vermittelt Nicht jeder
zeichnet sich durch Taktgefiihl und Entschiedenheit und durch
die Kenntnis aus, die nötig ist, um bei den Bürgern
Achtung und Vertrauen zum Staat entstehen zu lassen. Erst
dann, wenn die niedrigsten Stellen der Verwaltung gute
Leiter der Ströme werden, die von oben, voii den leitenden
Stellen der Staatsarbeit, kommen, wird es möglich sein, von

einem wirklichen Wert einer richtigen Nationalitätenpolitik
zu sprechen. Die Annäheriing an diese, übrigens durchaus .

erreichbare Vollkommenheit ist zweifellos die wichtigste Auf-
gabe für die nächsteZukunft-«

Es ist nur zu wünschen, daß sich diese Kritik des Re-
gierungsblattes an den Mängeln der polnischen Nationali-
tätenpolitik, die ihren Grund in der persönlichen Unzuläng-
lichkeit mancher polnischer Amtsstellen haben, möglichst
positiv auswirken möge. Es darf jedoch nicht verschwiegen
werden, daß es nicht nur untergeordnete
Stellen sind, die jene Eigenschaften vermissen lassen, die
die »Cazeta Polska« als »Merkmale der staatlichen Reife«
bezeichnet. Es läßt sich z. B. nicht leugnen, daß der W o j e-
wo de G razynski zu den Männern gehört, denen noch-
jn hohem Maße das Bewußtsein fehlt, »daß der Bau eines
eigenen poliiischen Besitzstandes in den Raiidgebieten nicht
notgedrungen auf Kosten des Besitzstandes der Minderheit
vor sich gehen muß«. hätte in den letzten zehn Jahren an
der Spitze der Wojewodschaft Schlesien ein Pole gestanden,
der sich in seiner Einstellung zu der nichtpolnischeii Bevölke-
rung seines Amtsbereiches durch die von der ,,Cazeta Polska«
geforderten Eigenschaften: Stolz, Ruhe, Geduld und Ver-
ständnis auszeichnet, dann wäre es sicherlich nicht dazu
gekommen, daß diese Wojewodschaft in den Ruf gerät, e i ii

Paradies der Postenjäger zu sein, und damit das
Ansehen des- polnische- Staates gefährdet·

Vom deutschen ,,Gliiek« in Polen
Der mißverstandene Kronzeuge

Der nationaldemokklltische ,,Kurjer Poznaiisici« benutzte
die in ,,Ostland«Nr. 18 vom 15. September d· Js. enthaltene
Mitteilung über die Einweihung von vier neuen deutschen
Schulgebäuden in Dirschau, Konitz, Pleß und Ehwallowitz
dazu, uns wie-der einmal seine Walze von der »Not« der Polen
in Deutschland ablaufen zu lassen. Das Blatt glaubte an-

scheinend, in der Mitteilung des ,,Ostland«eine Bestätigung
seiner These vom deutschen »Gluek«in Polen· erblickenzu

dürfen. Etwas mehr Sorgfalt beim Lesen wird die »Kat-
.legen«vom Posener ,,t(urjer« in Zukunft hoffentlich davor
bewahren, das ,,Ostland« als einen Kronzeugennational-

"demokratischer Propagandathesen zu. feiern. Jn der er-

wähnten Mitteilung des ,,Ostland«hieß es u. a.: »Wohl-
gemerkt: Es sind nicht neue deutsche Unterrichts b e t r i e b e,

die eröffnet worden sind, sondern»neuedeutsche-Schul-
g e b ä u d e ,

die ihrer Bestimmung ubergebenwurden »und
die Fortführung bestehender, bzw.,Wiederer»osf·riung«sruher
geschlossener deutscher Schulbetriebe ermoglichen.

»

Der

Unterschied zwischen Schul b et r i e b und Schul g e b a u d e

scheint
dem Posener ,,i(urjer« noch nicht aufgegangen zu

ein. Uebrigens liefert gerade eine der oben erwähnten
Schulen wieder ein Beispiel dafür, mit welchen»Schwierigkeiten
die deutschen Schulen zu kämpfen haben: F unfzehn von

den Kindern, die zur deutsch-en Schule in Ehwallo-
witz angemeldet worden waren,. ist von der politische n

Behörde der Besuch dieser Schule verboten
w o rd e n. Jn allen diesen Fällen sind Be schwerde n bei
der Gemischten Kommission für Oberschlesien ein-

gericht worden. Neun der am Besuch der deutschenSchule
verhinderten Schüler besuchen gegenwärtig uberhaupt keine

Schule; sie warten die Entscheidung der Geimischten Kom-

mission über ihre Beschwerden ab-

Restlose Eiitdeutschiiiig der Pleszsiheii Betriebe

Die Zwangsverwaltung des Pleßschen
V e r m ö g le n s hat den letzten, noch nicht entlassen-en land- und

forstwirtschaftlichenBeamten der Pleßsrhen Verwaltung

um 31. März 1936 gekündigt. Zum gleichen
ermin sind den betroffenen Beamten auch ihre Dienst-

wohnungen gekündigt worden. Mit welchen
Kräften vom 1. April an der Betrieb aufrechterhalten
werden soll, ist noch nicht geklärt. Vielleicht hat Grazynski
noch einige seiner Kreaturen zu versorgen. Die Pessimisteii,
die voraussagten, daß die Zwangsverwaltung keinen
einzigen der alten Beamten, Angestellten und Arbeiter der

Pleßschen Verwaltung im Dienst behalten werde, scheinen
Recht zu behalten.

Deutsches Volksbiiiidheim besetzt

Für die merkwürdigen Rechtsbegriffe, die in polnischen
Kreisen in bezug aus den Schutz des deutschen
Eigentums herrschen, ein Beispiel aus Antonien-
hütte: Dort sollte Ende« September das neue Volks-
bundheim eröffnet werden. Doch ist das nicht möglich
gewesen. Denn als das heim sertiggestellt war, iiisteten sich
dort vier polnische Familien ein, nachdem sie die
Türen gewaltsam aufgebrochen hatten, Die Leute weigerten
sich, die Räume, in denen sie sich sofort häuslich nieder-
gelassen hatten, wieder u verlassen. Die P o lizei be-

schränktesich darauf, ein erotokollaufzunehmen, im übrigen
aber erklärte sie, in dieser Sache nichts unter-
n e h m e n zu kö n n e n· Das heim ist dazu bestimmt,
arbeits- und obdachlosen Deutschen ein Unterkommen zu
gewähren. Die Tatsache, daß es sich bei den polnischeii Ein-
brechern um exmittierte Erwerbslose handelt, kann also nicht
als soziale Entschuldigung gelten.

Deo Land qeimattomeo wes-mep-
veranstaltet aiii Mittwoch, dem Is. Oktober. im ,,Elou«
(Verliii. Mauerstraße 82) ein

»so-it dee oft-narr«
Es spricht det Leiter des Bandes Deutscher Osten.

Prof. Dr. O b e r l ä n d e r. Anfang 20 Uhr. Eintritt 50 Ps.
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Vereinbarungein zwischen Danzig- und Poten-
Nach wochenlangen Verhandlungen wurden am 1"1.·Ok-

toberzwei Protokolle unterzeichnet, die für das wirtschaft-
lich-e Verhältnis zwischen Danzig und Polen eine große Be-

deutung besitzen. Das erste Protokoll betrifft die Auswir-

kungen der Danziger Guldenbewirtschaftung
auf »den politischen Transithandel und Tranfitverkehr über

Danziger Gebiet sowie den W i r "t s ch a f t s v e r k e h r

zwischen Danzig und Polen; eine Einigung über

diese Frage war bereits im September erzielt worden, doch
war damals vereinbart worden, daß das Protokoll erst unter-

eichnet werden unsd in Kraft treten soll, wenn auch über die

Frageder weiteren Ausnutzung des Danziger
h a s e n s d u r ch P o l e n eine Einsigung erzielt worden ist.
Das ist jetzt der Fall; ein Protokoll hierüber wurde am

II. Oktober unterzeichnet. Nachstehend wird der Text der
beider Vereinbarungen wiedergegeben Das erste, die Gulden-

bewirtschaftung betreffende Protokoll, hat folgenden Wortlaut:

»Jn Ausführung des Protokolls vom 8. August 1935

haben der Senat der Freien Stadt Danzig und die Polnische
Regierung zwecks Beseitigung der nachteiligen A u s wi r -

kungen der Danziger Gul-denbewirtschaf-
jung auf den polnischen Transithandel und
- ve r k e hr dur das Gebiet der Freien Stadt Danzig un d

denfreien irtschaftsverkehr zwischen Vo-
l e n u n d D a n z i g folgen-des vereinbart:

I. Der Senat der Freien Stadt Danzig wird bestrebt
sein, baldmöglichst die völlige Freiheit des

Zaihlungsverkehrs zwischen Polen und Dan-

zi g gemäß Artikel 195, Absatz 3 ldes Warschauer Abskosmmens

wiederherzustellen
Il. Der im Gebiet der Freien Stsaidt Danzig bestehende

Zustand völliger Freiheit für den D·evisen-
v e r k e h r zu Zwecken des polnischen Außenhandels über

Danng und zu Zwecken des Durschgangsverkethrs von und nach
anderen Staaten wird vosm Senat der Freien Stadt Danzig
ungeachtet der vorläufigen Beibehaltung
der G-ul.denbewirtschaftung, wie sie im Protokoll
vom 8. August 1935 vorgesehen ist, a u f r e ch t e r h a l tse n

werden.
«

Ill. Für die Zwecke des poslnischen Außenshandels über
Danzig sowie des Durchgangsverkehrs von unsd nach anderen
Staaten werden Devisen gegen Gulden in den

Fällen zugeteilt werden, in denen die Notwen-

digkeit für eine solche Zuteilung vorliegt.
1V. hinsichtlich des Warenbezuges aus Polen

wird sder Senat der Freien Stsaidt Danzig für die bevor-

stehende Dauer der Guldenbewirtschasft-ung:
-

a) alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um n a ch
Möglichkeit die polnischen Lieferungen

für
sdie Bedürfnisse der Freien Stadt in normalem Um-

ange aufrechtzuerhalten,

b) die Guldenbewirtschaftung nicht zu Maßnahmen be-

nutzen, die einen Rückgang dieses Warenverkehrs nach
sieh ziehen könnt-en,

c) in seinen Verordnungen unid anderen Maßnahmen, wie

auch in ihrer praktisch-en Anwendung (insbesondere bei
der Devisenzuteilunsg) keinerlei unterschied-
liche Behandlung in gleichliegenden Fällen zum
Nachteil bestimmter Kategorien von Firmen oder von-

Einzelpersonen üben.
"

«

V. Um beim Warenbezug aus Polen auftretenide Schwie-
rigkeiten und hindernisse im Geschäsftsverkehrder einzelnen
Branchen zu beseitigen, werden unverzüglichB es p r e ch u n -

gen zwischen den Danziger und polnischen
Wirtschaftsvertretungen veranlaßt werden.

VI. Falls gegen die Durchführung der Bestimmungen der
Artikel II, III und lV dieses Protokoll-s Ein iv e n du n g en

erhoben werden sollten-, werden diese v o n ein e m pa r i t ä-"

tisch zusammengesetzten Ausschuß geprüft.
werden, dessen Ausgabe es ist, ans gütlichemWege eine prak-
tische Lösung zu jin-den«

(Die im § 5 vorgesehenen Besprechungen sind von den
Vertretern des· Verbandes der polnischen Industrie- und

handelskammern und den Vertretern der Danziger Industrie-
und haiidelskammer schon im September unmittelbar nach der

Paraphierung des Protakolls, aufgenommen word-en.)

Das Protokoll über die Ausnutzung des Danziger hafens
hat folgen-den Wortlaut:

»Die Vertreter des Senats der Freien Stadt Danzisg und
der Polnischen Regierung sind wie folgt übereingekomsmem

1. Die Geltungsdauer des am 18. Septem-
b e r 1 9 3 3 in Durchführung der Bestimmungen des Artikels 2

des Uebereinksommens vom 5. August 1933 u n t e r z e ich -

neten Protokolls wir-d für eine weitere Ver-

kehr-sperio-de, d. h. vom 1. Oktober 1935 bis

30. September 1936 verlängert.
II. Es sollen unverzüglich w e i te r e V e r ha nd lu n -

g e n betreffend das Protokoll vom 18. September 1933 statt-
finden usnd mit solch-erBeschleunigung geführt wer-den, daß sie
nach Möglichkeit vor Ende des Monats Dezember
1935 ihren Abschluß finden. Die dabei getroffene-n
Vereinbarungen sollen unverzüglich in Kraft gesetzt werden.

Die Poliiische Regierung behält sich vor, in diesen Be-

sprechungen alle diejenigen Fragen zu berühren,
die im Zusammenhang mit der entstandenen
wirtschaftlichen Lage Danzigs stehen.

Jsm Jnteresfe der Beschleunigung wird die im Artikel IV
des Protokolls vorn 18. September 1933 genannt-e K o m «-

mi f f i o n schon jetzt beauftragt, das notwendige statistische
Material zusammenzustellen und vorzulegen.«

Der deutsche Landbesitz in Pommerellen
Vor einiger Zeit machte ein gewisser Wlodzimierz

Dworzaczek im »Kurjer Poznanski« für die Kreise der

Woiewodschaft Posen Mitteilungen über eine angebliche
Zunahme des deutschen landwirtschaftlichen Besitzstandes
während der letzten Jahre. Nach diesen Mitteilungen soll
der deutsche Befitzstand von 1926 bis 1934 in der Wojewod-
schaft Posen um 15 369 hektar angewachsen sein. Dwor-
zaczek vermied es, mitzuteilen, auf Grund welcher Er-

hebungen er u diesen Zahlen gelangt ist. Unter diesen
Umständen bestandkeine Veranlassung, an die Zuverlässig-
keit der Angaben zu glauben. Auch von polnischer Seite
wurde die Glaubwürdigkeit der vorgebrachten Zahlen an-

gezweifelt. Aus amtlicher Quelle stammten die Zahlen
jedenfalls nicht. Das hat Dworzaczek in einem weiteren

Artikel, der am 8. September ebenfalls im »l(urjer pay--

nanski« erschienen ist, selber zugegeben Er schreibt dort,

·daß,die amtlichen Stellen, an die er sich um

genaue Angaben über den deutschen und polnifchen land-
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wirtschaftlichen Besitzstand gewandt habe, ihm e r klä rt

hätten, daß sie ihm die entsprechenden
Zahlen nicht geben könnten. Jedoch verrät Dwor-

zaczek jetzt wenigstens, daß die von ihm mitgeteilten Zahlen
vom polnischesn W e st v e r b a n d stammen. Wie aber dieser
dazu gelangt ist, wird weiterhin verschwiegen. Eine Er-

örterung lohnt unter diesen Umständen nicht die Mühe.
Doch seien aus dem Artikel vom 8. September, der sich

mit der nationalen Verteilung des land-

wirtschaftlichen Besitzes in der Wojervod-
sch a ft P o m in e r e l l e n befaßt, einige Stellen wieder-

gegeben. Dworzaczek widerruft hier zunächst seine früher auf-
gestellte Behauptung, daß der deutsche Landbesitz m P o s e n

während der letzten Jahre zugenommen habe. Er stellt
jetzt fest, »daß es sehr leicht möglich ist, daß ein gewisser
Prozentsatz von Deutschen in den ersten Jahren unserer
Wiedergeburt aus Angst ihre Nationalität als polnisch an-

-gab, während er fich gegenwärtig offen zur deutschen



Nationalität beken-ni. Jn Pommerellen«, fährt der Ver-

fasser dann fort,· ,,wo die Deutschen frühzeitig ihre Sicher-,
heit wiedergeswannen, konnte dieser Umstand ohne Be-«

deutung sein.«
Dann heißt es weiter: Die Wojewodschaft Pom-

merellen habe bei der letzten Volkszahlung im- Jahre
1931 90,9 v. h. Bewohner polnischer Nationalitat und
9,1 v. h. »anderer«, also fast durchweg deutscher Nationali-
tät aufgewiesen. Diese bescheidene Minderheit zeige sich
jedoch keineswegs so unschuldig, wenn man die ,,unverhalt-
nismäßig große Landfläche« berücksichtige,die bis heute in

ihrer hanid geblieben sei. 22,3 v. h. der Gesamt-
flärhe Pommerellens in der hand der
D e u tsch e n, das sei ein für die Zukunft Polenswichtsiges
Problem. Dworzarzek vergleicht dann die nationsale Besitz-

verbteilung
in den Jahren 1914, 1926 und 1933 mit ein-

an er.

Jm Jahre 1914-, als sich noch große Flächen im

Besitz des Preußischen Fiskus und der (d,amals deutschen)
Selbstverwaltung-en befanden, war- die erdrückende Mehr-
heit von 71,9 v. h. der gesamten .W—ojewod-
schaftssläche in deutschem Besitz. Nur im Kreise
Löbau hat der polnische Besitz (mit 55,2 v. den«deutschen
damals übertroffen. Dagegen haben sich in funf Kreisen
über 80 v. h» in drei Kreisen über 70 v. h» in sechsKreisen
über-60 v. h. und in zwei Kreisen über 50 v. h. der«Flache
in deutschen händen befunden. Jn deutschemPrivat-
besitz sind damals 42,9 v. h. der Wojewodschaftsflarhege-

wesen. Ani stärksten ist der deuts e Privatbefitz in den

Kreisen Kulm, Graudenz, Dirschau, empelburgund Soldau

mit mehr als der hälfte der Kreisflriche gewesen, am

schwächsten dagegen in den Kreisen Stargard, Konitz,
Karthaus, Tuchel, Löbau und Strasburg," wo der deutsche
Privatbefitz nur etwa 18—29 v. h. der Kreisfläche aus-

gemacht hat.
Fiir das Jahr 1926 stellt Dworzaczek schon ,,eine

recht beachtliche Entdeutfchung Pommerel-
lens hinsichtlich des Landbesitzes« Les.Denn
der deuts e Grundbesitz habe jetzt nur noch 2,6 v.,.f).
der Ge amtwojewodschaftsfläche und nur

noch 30,2 v. h. des gesamten privaten Land-

bes itzes ausgemacht.- Dworzaczek meint, daß dies nicht
die Folge einer planmäßigen polnischen Agrarpolitik,
sondern eine Wirkung der nach dem Umsturz unter den

Deutschen herrschenden Panikstimmung gewesen sei. Dann

fährt er fort:
»Rach dem Jahre 1926 stellten wir nur noch

seine unbedeutende Verringerung des deute-
—sch e n G r u n d b es i tz e s fest, und zwar betrug im Jahre-
1933 der deutsche Besitz im VerhältnisZurgesamtenWofe-
wodfchaftssläche22

, 3 v. h. gegenuber 2,6 v.«h· im Jahre
1926 und im Verhältnis zum gesamten Privatbesitz 29,9
v. h. gegenüber 30,2 v. h. Wir können feststellen, daß heute
noch — neben dem Kreis Dirschau mit 31,2 v. h. — d as

südliche Gebiet Pommerellens einen sehr

großen Prozentsatz deutschen Besitzes auf-
weist. Dieses Gebiet erstreckt sich von den Kreisen Graudenz
(41,1 v. h.)-und Briesen (26,8 v. h.) über Schwetz (29,7 v. h.),
Kulm (39,9 v. h.) und Thorn ,(27,7 v. h.) in der Richtung
Zempelburg an der Grenze (53,2 v. h.). Unsd dieses Gebiet

des· sudlichen Pommerellens schließt an »die nördlichen
Kreise des.Pofenschen an, wo das Bild nicht besser aus-

sieht: Wirfitz (35,2 v. H.), Kolmar (30,4 v. h·), Bromberg
23,3 v. h.), Schzubin(36,8 v. h.) und sogar hohensalza
(35,1 v. h.). Dieses Bild muß msan sich gut vor Augen
halten.«

·

·Dworzaczekhat-seinem Artikel einige Karten bei-

gefügt, in diener für »die einzelnen Kreise Pommerellens die.
Prozentsatze des deutschen Besitzes ein-

getragen hat. Der Jnhalt der Karten wird nachstehend
in Tabellenform wiedergegeben. Es betrug d er private
deutsche Grundbesitz im prozentusalen Ver-
hältnis zur Kreisflärhe (in Klammern wird für
1914 der gesamte deutsche Besitz: privat, staatlich und
kommunaL -ange.führt):

—-
«s

·

Kreis 1914 I 1926 1933s
«

1. Seekreis . . . . , . . . 35,30s0 (63;70tz) 17,40s» 20,40fz
2. Karthans . . . . . . . . 26,4"0s»(51,90fz) 13,70f0 13,80fz
3. Berent - - · s « i i s s .34-60,0»(61-60,0) wo 29,60f0
40 s a s s o I s I« q·57-60-0 39,9o,0 20«5. Mem. . . . 46 0-»(71,60,-·,) sie-»so

- to
6. Stakgard . . . . . . . · 18,98s0(60,70f0) 11,9 0s0 16,60f9
7. Kouitz . . . . . . . . 20,6 so(60,70s») 15 010 11,30-0
so · . « « s I I I . i

9. Zempelburg . . . . . . 54,40s0(85-70i«0) 46-80-o 53i20s0
10. Schweiz . . . . . . . . . 38,20sz (77,20f0) 30,60s0 29,70f
lls s s . s o . i o-
12. Kulm . . . . . . . . . . 61,80-0 (80,90-0) 34,70-0 39,90-
13« o s · s · · - s s 49,10f'0(76,90,0) 11,70,0 27,70,o
14. Briefen . . . . . . . . . 46,50sO(67,90f0) 24,80s0 26,80s0
15. Ldbau. . . . . . . . . . 22,5010(44,80-») 10,50-c 11,30,-
16. Strasbnrg . . . . . . . 29,40s0 (57,50s0) 17,10f0 19 0s
17. Soldau . . . . . . . . 54,20f0 (81,20s») 49,80-0 17 010

Soweit die Angaben des polnischen Verfassers. Nach
ihm. soll der deutsche landwirtschaftliche Besitzstand in der

WojewodschaftPomsmerellen in den sieben Jahren von

1926bis 1933 fast unverändert geblieben sein.
Jn dieser Zeit- aber sind bekanntlich erhebliche Flächen
deutschen Landes durch die Agrarresorm un d
andere Zwangsmaßnahmen sowie auch durch
sreihändigen Verlauf in polnische hand übergegangen. Es

müßten, die Angaben Dworzaczeks öür
1933 als richtig an-

genommen-, also fast ebenso große andflächen, wie sie auf
der einen Seitedem Deutschtum durch Zwaiigsmsaßnahmen
verlorengingen, auf der anderen Seite auf dem freien
Gütermarkt wieder zugewachfen sein. Daß eine solche Be-.

hauptung glatter Unsinn ist, braucht nicht erst weiter
erörtert zu werden. Dworzaczek soll erst einmal verraten;
wie er zu seinen Zahlen gekommen ist. Dann wird man

sich mit ihm auseinandersetzen können.
«

Oftland-Chronik
äosrialkowski — Ministerpräsidenl

Die Regierung Silarvek ist, wie erwartet, zurückgetreten.
Zum -L)Jiinisterpräfident-enwsuvde Z y n d r a in - K o s c i a l -

ko w s ki ernannt. Außenminister ist Oberst Beck geblieben.
Jnnenniiiiister wurde nicht, wsie maii vermutet hatt-e, »der Kat-
tOWitzek «ijeswodeGrazynski, sondern der erst vor kurze-m
zuni Wofewsoden in Krakasu ernannt-e frühere Senatsmarschall
R a czk i e wicz, der Leiter des W—eltbun-des der Polen.
Kriegsininister ist General Kasprzycki geblieben. Das

Finanzministerium wurde msit Kwiatkotvki besetzt, dein

»Von-r Gsdingens«. M i chalo wsksi blier Justizminister.
Handelsininister ist General Gorecki, Laiisdwirtisschsafts-
niinister P o n i ato wski. Kultusminister wurde nicht einer
der Brüder Jendrzesewicz, wie allgem-ein erwartet wurde,
sondern Prof. Chyl i riski. Das Ministerium für öffentliche
Fürsorge hat der bisherige Wojewode von .Wilna, Jasz-
r zolt, erhalten. Verkehrsminister ist B u t k i ew i cz, Post-
niinister Kalinski. Das Wesentliche dieser Regierungs-

bilsdsung ist die Usmbefetzung der wichtigen wirtschaftlichen
Riessorts msit Männern, die als Vertreter ,,lin-ks«gerichteter
Jidseen bekannt sind.

Deutsch-ziemlicheZusammenkiinfte
Der polnische Außenminister Oberst Beck hielt sich aiuf

der Durchreise nach Genf kurze Zeit in Berlin ans unsd

hatte dort eine Unterredung mit dem Reichs-asußenniini.ster
von Neurath —«Der Danziger SenatspräsidsentGrei -

s er trasf aiuf der Rückkehraxus dien Karpath·en,wsoshin er zur

Jagd ein-geladen war, in Warschau mit Ministerpräsident
Oberst Slaswek, Außenminister Oberst Beck und anderen pol-
nischen Politikern zusammen. — Deutschland war auf dem
8. Jnternationalen Reitturnier, das vom 28. Septem-
ber bis zum 7. Oktober in Wa rschau stattfand, durch eine

starke Mannschaft vertreten. Die deutschen Reiter kann-ten

schöneErfolge erzielen. —- Deutschseh a n d b a l l e r siegten in
Kraka u und Wa rschaiu überlegen über polnische Mann-
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schaften. — Eine Gruppe von deutschen Reichsbahnbeamten
mit Generaldirektor Dr. D o rp müslle r an der Spitze hielt
sich lürzlich in, Polen auf. Sie wurde u. a. vom polnischen
Staatspräsidenten empfangen. — Jn der Berliner »Komödie«

gaben die Tänzerin Loda halama, die Geigerin Euginia
Um·nska und der. Bariton Jerzy Ezaplicki Proben
ihrer Kunst. — Zehn Vertreter des p o l n i s ch e n S t u d e n -

te n v e r b a n d e s ,,L i g a« hielten sich auf Einladung der

Deutsch-enStudsentenschaft einige Zeit in Deutschlandsauif Sie

besuchten Breslasu, Dresden, Weimar, München, Nürnberg,
Witten-berg, und nahmen an einem fsünsftägigen deutsch-
polnischen Gesmeinschaftslager in Blankenburg (.f)arz) teil.

Der Prozeß gegen die PierackisMörder
Am 18. November wird der Prozeß gegen die

Mörder des Jnnenministers Pieracki be-

ginnen. Angeklagt sind 12 Personen im Alter von 21 bis
31 Jahren. Nach Angabe der polnischen Presse handelt es

sich bei sämtlichen Angeklagten Um ukrainische
Studenten. Der eigentliche Mörder Grzegorz Ma-

ciejko konnte bisher noch nicht festgenommen werden;
es ist ihm anscheinend gelungen, ins Ausland zu entkommen»

FasßAttentaterfolgte Mitte 1934 in Worschau in der Foksal-
ra e.

hellen Mantel bekleidet war, flüchtete-in ein nahe gelegenes
haus, legte dort den Mantel ab und "trctt·wieder auf die

Straße hinaus. Jn der allgemeinens Verwitisuiig gelang es

ihm, zu entkommen, während diePolizei mit einem be-
merkenswerten Mangel an kriminalistischem Scharfsinn nach
e dem hellen Mantel fahndete. Die Komplicen Matiejkos
konnten im Laufe der Zeit an verschiedenen Orten fest-
genommen werden; einer von ihnen wurde in Stettin von

der deutschen Polizei auf Grund der von der polnischen
Poli ei gemachten Angaben verhaftet und an Polen aus-

geliesertDie Untersuchung nahm übejrein Jahr in Anspruch;
sie erstreckte sich nicht nur auf das Attentat selbst, sondern
versuchte zugleich die organisatorischen Zusammenhänge und
hintergründe des Ministermordes aufzuhellen.

Bei diesen Untersuchungen will man, wie die »Gazeta
Polska« schreibt, einwansdifrei festgestellt haben, »daßd e r B e -

fehl zur Ermordung Pierackis von der im
Ausland weilenden Leitung der OUR (der
Ukraiiiischen Nationalistischen Organisation) erteilt wor-

d en ist. Die OUN ist eine in ihrer Stärke nicht zu erfassen-de
ukrainifche Kampfgruppe; sie nimmt Polen gegenüber einen

unversöhnlichsenStandpunkt ein und erblickt in der von der
UNDO (der Ukrainischen Nation-alsdemokratisschenPartei) ver-

tretenen Politik eines A-usgleichs mit Polen eine Einschläfes
tun-g der nationalen Energien der ukrainischen Volksgemein-
schajt. Die eigentlich Schuldigen an dem Ministermord seien,
so schreibt das polnische Regierungsblatt, der Präsident der
OUN. Oberst Konowalec, der Kampfreferent der DUR-
Se innyk, und der früshereRittmesifter der ukrainifchen
Ar.nee, Rico Jako. Die polnische Staatsanwaltschaft hat
gegen diese drei ukrainischen Führer Steckbriefe er-

lasse-n. Doch ist die hoffnung natürlich gering, daß die
Schweiz oder England, wo sichKonowalec, Semnyk und Jary
aufhalten, auf diese Steckbriefe hin die Beschulsdigten aus-

liefern werden.

Die Forderungen der Ukrainer
·

»
Ministerpräsident Slawek empfing kürzlich zwei

führendeVertreter der oftgailizischen Ukrainer, den General-

sekretärder UkrainischsenNationaldemokratischen Partei, Ce-
le w icz, und den hauptschriftleiter des »Dilo«, Abg. Mu-
drys, die ihm folgende Forderungen vortkugem

l. die bisher bei den Polen üblicheBezeichnung ,,Ruthenen«
und »ruthenisch«find amtlich durch ,,Ukra i ner« und

,,ukrainisch«'zu ersetzen;
2. es ist«eine einzige (ukrainische) W oj e w o d s chaft O st-

g alizien mit der hauptftadt Lemberg zu bilden;
Z. die Ukrainer find zu den staatlichen Aemtern

unter denselben Bedingungen zuzulassen wie die Polen;·
-4. die ukrasinisschenG en o s se n sch a fte n sind (unter

Wahrung ihrer Selbständigkeit) von polnisscher Seite
finanziell zu unterstützen;

5. den Ukrainern ist eine Vertretung im Präsidium
— des Warschauer Sesm zu gewähren.
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Maciejko, der während des Attentates mit einem-

Es versteht sich von selbst, daß damit die Wünsche der
Ukrainer noch nicht erfüllt sind. Auch das »Dilo«, das haupt-
organ (der Ukrainischen NationaldemoskratischenPartei, die
eine Politik der polnisch--ukrainischenAnnäiherungvertritt, läßt
keinen Zweifel hierüber· Das Blatt schrieb in einem Artikel,
der sich mit den Aufgaben der iikrainischen Vertretungeii in

Sejm tin-d Senat befaßt, u. a.: »Die neue Vertretung ist ver-

pflichtet, auf parlamentarischem Boden nicht nur die Rechte
und Belange des iikrainischen Volkes zu vertreten, sondern
aiuch eine starke Initiative zu entwickeln, u m d e s f e n Recht e

zu erweitern. Sie kann ihre Arbeit nicht nur darin

erblicken, den status quo ausfrechtzuershaltem Dieser ist
nur der Ausgangspunkt für die Arbeit, die

zur normalen Gestaltung der polnisch-ukrai-
nischen Beziehungen führen soll. Nicht nur die

Fragen des Alltags sind hierbei ins Auge zu fassen, sondern
auch die großen nationalpolitischen Belange
der Ukrainer. Denn die kleinen Fragen können nur

unter desm Gesichtspunkt der großen Aspirationen des ukraini-

schen Volkes tatsächlichgelöst wer-den«

Generalstreik in Ofloberfchlesien oermieden

Ein Kongreß der Betriebsräte aller ostoberschlefischen
Hütten und Gruben, der in der zweiten Septemberhälfte in
Kattowitz tagte, faßte den Beschluß, am 30. September den
G e n e r a l ft r e i k auszurusen, falls die Forderungen der

Arbeiterschaft: Verkürzung-der Arbeitszeit von

a cht a u f se ch s S t u n d e n (bei gleichbleibendem Lohnf-
Stützung der notleidenden Knappschafts-
kassen und loyale Durchführung des Urlaubs-

gesetzes, von den Arbeitgebern und Behörden abgelehnt
werden sollten. Unter dem Druck der Warschauer Regierung
stellten die Arbeitgeber vorerst einige Zugeständnisfe in der

Urlaubsfrage in Aussicht; weiter erklärten sie sich bereit,
über die Arbeitszeitfrage und die Knappschaftsangelegenheit
mit den Gewerkschaftsvertretern in gemeinsamen Aus-

schüssenzu verhandeln. Daraufhin beschloß der B e t r i e b s-

rätekongreß, von Kampfmaßnahmen einst-
w eile n a b z u se h e n und abzuwarten, welche Ergebnisse
dieVerhandliingen biszum1. Novemberd.Js.

zeitigen würden. Dieser zurückhaltende Beschluß des Be-

triebsrätekongresses ist dadurch begründet, daß die Arbeiter-

schaft Ostoberschlesiens durch das jahrelange Massenelend
derart zermürbt ist, daß die disziplinierte Durch-
führung eines großen Arbeitskampfes
kaum noch möglich erscheint. Etwa die Hälfte der

ostoberschlesischen Arbeitnehmer ist (zum großen Teil seit
Jahren) ohne Avbeit und Verdienst. Die heute noch be-

schäftigtenArbeiter fürchten unter diesen Umständen wohl
mit Recht, daß sich im Falle eines Streiks genug Arbeitslose
finden würden, die, durch hunger und Entbehrungen mürbe

gemacht, sich durch keine klassenkämpferischenSolidaritäts-
gefühle davon würden abhalten lassen, die Arbeitsplätze
ihrer streitenden Genossen einzunehmen· Dazu kommt, daß
die Gewerkschaften schon lange nichtmehr in der Lage find,
einen Arbeitskampf größeren Ausmaßes finanziell durch-
zuhalten· Es ist nicht das Vertrauen der Kumpels, sondern
das kataftrophale Massenelend, das Grazynski davor be-

wahrt, seine zehnjährige Tätigkeit als Wojewode durcheinen

Generalstreik quittiert zu sehen, der, wenn er einmal aus-

bricht, bei der verzweifelten Stimmung der Massen sehr
leicht revolutionäre Tendenzen annehmen könnte. Die

Warschauer Regierung wird nichts unversucht
lassen, um den Streik zu verhindern. Denn ein Streit könnte

für das ganze polnische Wirtschaftsleben
v e r h ä n g n i s v o l l werden. Berg-bau und hätten-
industrie Ostoberschlesiens stellen mit ihren Erzeugnissen sehr
wichtige Posten des polnischen Exports. Ein Streit von

längerer Dauer könnte zum Verlust der mit großen Opfern
erkämpften und behaupteten Auslandsmärkte führen. Der

Gedanke, daß der nordische Kohlenmarkt, der durch den

englischen Bergarbeiterstreik gewonnen wurde, durch einen

ostoberschlesischen Bergarbeiterstreik wieder »verlorengehen
könnte, muß für die polnische Wirtschaftsführungetwas

Beunruhigendes haben. Dazu kommt, daß die Warschauer
Regierung bei den letzten Wahlen den ostoberschlesischen
Arbeitern gewisse Versprechungen gemacht hat, die sie jetzt
wohl oder übel irgendwie einlösen muß.



Ein deutsches Denkmal in äattowitz beseitigt
Ende September ist in K at to witz in aller Stille das

Denkmal von Dr. holtze weggeschafft worden.
Das Denkmal stand in der kleinen Grünanlagevor dem

Badehaus. Die ,,Katto-witzer Zeitung« schrieb hierzu u. a.:
»Viele historische Erinnerungsmale der Stadt sind bereits
vernichtet worden oder liegen in staubigen Miagistrats-
kellern. Daß man sich auch an dem Denkmal des
Mannes, der sein ganzes Wirken sur di«e
Entwicklung von Kattowitz eingesetzt und die

gesamte Bürgerschaft dadurch zu tiefer Dankesschuldver-
pflichtet hat, vergreifen würde, erscheint unglaublich
—- Kattowitz verdankt Dr. holtze in erster Linie seine Er-

hebung zur Stadt im Jahre 1865 und damit die Schaffung
einer der wesentlichsten Voraussetzungen seiner spateren
Entwicklung. Jn einer polnischen Stadtchronik aus dem
Jahre 1926 heißt es u. a.: »Dr. holtze, der die polnische
Sprache ebenso einwandfrei besherrschte wie die deutsche,
arbeitete außer in seiner ärztlichen Praxis zusammen mit
seinem Schwiegervater Grundmann sehr ersolgreich
an der Hebung der wirtschaftl·ichen Ent-
w i ck l u n g v o n K a t to w i tz, indem er gleichzeitigtatigen
Anteil an der Arbeit auf allen sozialen Gebietennahm, aus-

schließlichnatiirlich im deutschen Sinne..«(Es ist nicht recht
verständlich,was dieser letzte Zusatz heißensoll. »holtzesvor

allem aus sozialem und wirtchaftlichem Gebiet liegende
Arbeit kam naturgemäß in erter Linie der arm-eren Be-

völkerung zugute, die großenteilszwar einen nichtdeutschen
Dialekt sprach, mit dem nationalen Polentum aber nichts
zu tun hatte und nichts zu tun haben wollte.) ,,J ene
ab e r«, so schließtdie ,,Kattowitzer Zeitung« ihren Bericht,

Arbeitstagung des
Nach Ostpreußen,Schlesien, mittlerer Ostmark, Grenz-

mark, Osstpsonimern und Bayerifcher Ostiiiark suchte der Bund
Deutscher Osten als letzt-en Abschnitt der reichsdeutschen Ost-
sront das sächsischeGrenzgebiet aus. Am 29. und 30. Se p-
te m sb e ·r oerianstaltete er i n L ö b a u (-S a ch se n) eine seiner
Arbei-tst-agsungen, an deren erstem Teil auch zahlreiche
Ortsgruppen- und Schsiilungsleiter der Partei und die sächsi-

schen Kreisleiter des BDO teilnahmen. Kreisleiter Pg. Re i-

ter eröffnete und leitete als Leiter der gastgebenden Landes-

gruppe die Tagung Er hielt einen einleitenden Vortrag, in

dem er die gegenwärtige grenzpolitifche Lage Sach-
sens erörterte, eine-n aufschlußreichenBericht uber dsie ge-
schichtliche Entwicklung der beiden Lausitzen gab «und die

Methoden einer organischen Volkstumsarbeit in diesenGe-
bieten darlegte. — Der LandesgruppenleiterSchlesien, Kreis-

leiter hiartlieb, beschäftigtesich in seinem Referat, vom
schlesischen Beispiel ausgehend, mit den Lehren d es

V o-l kstsumskam pses der Vovkriesgszeihmit dem gegen-
wärtigen nationalen Kräfte-verhältnis an den schlesischen
Grenzen, mit den Bindungen der Genifer Oberschlesienkonven-
tion, der Judenfrage in Westoberschlesien,dem Problem der

nationalen Zwischensschichtusw. Die militärisscheKraft sei nicht
imstande, die Grenzen eines Staates zu halten, wenn die

Volkstumsarbeit versage; die Leitung der Volkstumsarbeit

müsse, ebenso wie der Generalstab ein-er Armee, stets die

MIgUUstigsteSituation zur Voraussetzung ihrer Ueberlegungen
annehmen.

Mit der Prager Politik setztesichPg· R o e ß l e r von der

GasusührerschiuleAugustusburg auseinander. An zahlreichen
Beispielen kennzeichnete er d i e id e o l o g is ch e V e r l o g e n-

heit der tschechischen Professorendemokratie,
die in »der Außenpolitik wie in ihrer innerstaatlichen Arbeit
nur e i n Ziel kenne: den bedingungslosen Kampf gegen alles,
was deutsch ist, die sich daher politisch und militärisch mit

Moskau verbinde und in ihren staatlichen Randgebieten einen

välkischenVernichstungsfeldzugdurchführe, der an methodischer
Grausamkeit sich nur mit der Moskauer Ausrottungspolitik
gegen die Wolgadeutschenvergleichen lasse. Wenn Benesch von

seinerseelischenVerwandtschaft mit den Bolschewisten ge-

prochenhabe, so habe er das Prager System in seinem
moralischen Gehalt uan in seiner politischen Zsielsseyunger-

«sein Werk

»die auf seinen Leistungen heute aufbauen
können,.scheuen sich nicht, den Mann und

z u ve r l e u g n e n. Das kleine, schlichte
Denkmal ist weg, das unendlich große seiner Leistung aber
—- die Stadt Kattowitz — zeugt weiter für sein Schaffen.«
Daran wird auch Grazynski nichts ändern.

hundertjahrfeiern deutscher Kolonien in Ostgalizieii
Zwei deutsche Gemeinden in Ostgalizien konnt-en im Sep-

tember d. J. auf ihr hundertjäshrigesBestehen zurückblicken:
Felizienthal und Kornelowka. Vor einem Jahr-
hundert kamen die Vorfahren der heutigen Felizienthaler
asus der Tachauer und Pilsener Gegend in das
unerschlossene ksarpathifcheWalsdland, um sich hier eine neue

heimat zu schaff-en. Am 22. September fanden sich die Be-
wohner des Dorfes mit den Volksgenossen aus den benach-
barten Siedlun ien Annaberg, Tuchalka, Karlsdsorf usw. zu
einer schlichtenFeierzusammen, die dem Gedenken der mühe-
uud opfervollen Arbeit »der Vorfahren galt. Eine Woche dar-

auf begingen die Deutschen Kornelowkas die Feier des hun-
dertjahrisgen Bestehens ihres Dorfes. Aiuch bei diesem Dorf,
das heute 47 häuser zählt, handelt es sich ucm eine Siedlung
egerlandiisckybühmerwäldischerDeutscher, die ihr Bolkstum

durch Not, Entbehrung und Krieg treu bewahrt haben. Der
poslnischeKurator Dr. Pietruski, der an der auch von den

Deutschen der Nachbargemeinden stark besuchten Feier teil-

nahm, stellte Kornelowka als lebendiges Beispiel
einer musterhasten Dorsentwicklung dar: »Wir
Pol-en vereinigen uns mit euch an eurem Festtage; Korneloivta
ist ein Musterdsors und erleichtert unsere Arbeit, die danach
strebt, unsere Dorf-er wirtschaft-lichzu h-eben.«

VDO in Sachsen
schöpfendcharakterisiert — Der Biitidesleiter des BDO., Pg.
Prof. Dr. O b e rlän d er, ging in feiner Anspruch-e vom

Bolkstumskamps der Memelländer aus, die
eben an diesem Tage zur Wahlurne gingen. Am meinellän-

bischen Beispiel legte er die Grundlagen einer erfolgreichen
Volkstumsarbeit dar, betonte vor allem die Notwendigkeit, die
Menschen an der Grenze zur Selbsthilfe zu erzie-
hen, sie so zu erziehen, als ob der Staat nicht meshr hinter
ihnen stände. Was der Osten vom übrigen Deutschland in

erster Linie verlange, das seien nicht G e l d er, so n d e r n

M enschen. — An die-seVorträge schlossen sich Besprechun-
gen in engerem Kreise an, die die besonderen grenzpolitisschen
und volkspolitsischenFragen Sachsens zum Gegenstand hatten.«
Am Nachmittag fand im Schützenhauseine öffentliche
Kundgebungdes BDO statt. Dort sprach Pg. Ober-
lii nd e r über die Entwicklung der Lage ism Mem-elgebiet und
über die Aufgaben des Bundes. Pg. Reiter wandte sich
gegen die tschechischenVersuche, die Wendenfrage aus
ein falsches politisches Gleis zu schieben. — Aim Abend vereinte
ein Kameradschaftsabsensd die Teilnehmer der Ta-·
gunig mit den Partei-genossen der Löbauer Ortsgruppe
d e r N S D A P.

Am zweiten Tage führte eine Kraftwagenfahrt durch die

sächsischeLausitz. An Großhennsersdorf,Obercunnersdorf und

Nechern wurden die typischen dörflichenSiedlungsarten des

Landes erläutert. Bei Niethen wurde ein vorgeschichtlicher
Burgwall besichtigt, Ider wie eine. Festung den Zugang zu«
einem Tale beherrscht. Die Fahrt ging weiter durch die land-

schaftlich reizvolle Gröditzer Skala. Jn Panschwitz wohnten die

Teilnehimer in zwei verschiedenen gemischtsprachigen Schulen
dem Unterricht bei. Und in Bautzen erschloß ein Rundsgang
durch die Stadt und ein Besuch des Museums die Schönheit
dieses alten deutschen Vorpostens im Osten und das künstlerische
Schaffen der Lausitz durch die Jahrhunderte Die Leitung der

Aribeitstagung hat es verstanden, den Teilnehmern nicht nur

durch ausschlußreicheReferate und eingehende Besprechungen
im engeren Kreise die Bedeutung Sachsens als Grenzland
und die Besonderheit seiner völkischenProbleme näherzus
bringen, sondern sie auch mit dem Lan-d und seiner Geschichte
durch die Besichtigung einer Reihe charakteristischer Punkte
bekannt zu machen.
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Sachsen als Teil der deutschen Ostfront
«(Fortsetzungund Schluß)

Viertens: Gebiete werden zu Grenzl-ändern, wenn

sich Fronten abheben; Grsenzlandbewußtsein wir-d

einsatzfähig erst da, wo das ganze Dasein
einer Belastungsprobe unterworfen wird.
Das geschah in Ost- und Westpreußen in einer Zeit, als das

sächsischeGebiet binnendeutsch zu werden begann. Bis dann

auch dieses Gebiet wieder in die Kampszeit der ersten Rück-
eroberung zurück-gerissenwurde: in den hussitenkries
gen, die fast gleichzeitig mit den Verzweif-
lungskämpfendesDeutschen Ordensausgetragen
wurden. Sachsen war dem Vinnenlande näher; es fand die

hilfe, um die der schwer umsdrängteNordosten vergeblich rief.
Aber die Einfälle von Böhmen her ü-ber-dauerten die hussiten-
zeit fast zwei Jahrzehnte (bis 1450!); ein ganzes Jahrhundert
zitterte in der sächsischenBevölkerung der Schrecken vor den

tschechischenRausbzügennach, und er verblaßt-e erst, als eine

noch grausigere, noch geballtere Angst einbrach: die vor den
T ü r k e n. Das verlangte wahrhaftig ein opferfreudiges
Grenzertum ausJahrhunderte Von 1421, idem sächsischen
Siege über die ussiten bei Vrüx, bis 1526, der erst-en Belage-
rung Wiens durch die Türken, hasben vier Generationen, von

da bis 1683, als es schien, daß Wien fallen müßte und das

ganze hinterland die Beute der Türken würde, sechs Gie-

:chle-chterfolgen Grenzwacht gehalten, Befesti-
gungen gebaut, sich in Waffenübungen gestählt, geopfert an

Gut nnd Blut und schließlichoft weit vorn Lan-de weg in

Böhmen usnd an der Türk-ensfrontWaffenhilfe geleistet. So
waren es nicht weniger als zehn sächsischeGenerationen, für
die der Begriff Grenze erfüllte, grau-same und doch gemeisterte
Wirklichkeit gewesen ist. Zehn Grenzergenerationent Jhre
Nöte und Taten versinken nicht in grunsdloses Vergessen, son-
dern leben fort von Enkel zu Enkel, um erneut Taten zu
zeugen, wenn die Stunde des Einsatzes schlägt.

Und doch war Sachsen nicht immer Grenzland. Der
würde die Geschichte dieses Lan-des verkennen, der das oft
tragische Wechselspiel zwischen binnendeutscher
und grenzländischer Aufgabe Sachsens außer
acht ließe. Als den ersten binnendeutschen Rückschlagkönnen
wir die Erwerbung Thüringens durch die Wettiner
1264 feststellen. Gerade dieser binnen-deutsche Erwerb entsfesselt
einen die Kraft des Meißner Markgrafengeschlechtes schwer
schädigendenVerwandtenz-wist.

Mitten im Siegesng gegen die hussiten erhielt 1423 der

Markgraf Friedrich von Meißen die K u r w ürde u nd
das niedersächsische Gebiet um Wittenberg.
Damals wanderte die Bezeichnung Sachsen von der Unterelbe
bis zu den Kämmen des Erzsgebirg-es. Ein großer Erfolg, aber

auch eine Asbslenk:;ng.Bezeich-nend,daß diie furchtbare Nieder-
lage des sächsischenAdels bei Asussiggegen die hussiten 1426

eintrat, als der neue Kurfürst sein Markgrafen-a«mttatenhem-
menden »Reichsangelesgenheiten«hintenansetzen und deshalb
seinem Lan-de fern bleiben mußte-

Wieweit die grenzmärkischenPflicht-en als lästig empfun-
den wurden, zeigt zwei Jahrzehnte später sdas Verhalten der
beiden Brüder Wilhelm und Friedrich bei der Teil u n g d e r

w e t t i n i sch e n L a n d e (1445), wobei beide in schweren
Streit miteinander gerieten, weil jeder das ruhig-ere Thüringen
zugesprochen haben wollte. Die lachen-den Dritten bei diesem
Zwist waren die Tschechen, die unter Georsg Podsiebrad 1450
wiederum verwüstend in das ihnen verhaßte Sachsen ein-
brachen.

Als endlich unter freudiger Zustimmung deutschböhmsischer
Adliger, begleitet von dem politischen Rat des hoch-angesehenen
Rürnberger Rechtsgelehrten Gregor von Heimburg, 1471 her-
zog heinrich von Sachsen mit 5000 Mann unid 400 Wagen in

Prag einzug, als Bewerber in der böhmischen
Königsmahl, da war 50 Jahre nach den ersten Siegen
über die hussiten die grenzländischeAusgabe wieder klar
erkannt. Welche Ausblicke schienen sich da für beide Länder
zu bieteni Freilich blieb es beim Versuch. Ungleich mächtisgere
Gegner waren als Bewerber auf den Plan getreten: Der
Kaiser selbst, Ungarn, Polen und Franzosen Das auf sich selbst
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gestellte Sachsen fiel durch; sdie großen Unkosten, in die sich
der Bewerber gestürzt hatte, war-en vergebens. Aber in der
Geschichte geht nichts verloren, wenn es auch- jahrhuiwdekte-
lang unwirksam bleibt. So kaim nach 150 Jahren, zu Beginn
des DreißigjährigenKrieges, die Stunde, in der d e r s äch-
sischeKurfürstzumböhmischenKöniggewählt
wurde, freilich zu ein-er Würde, die erst mit dem Schwert in
der hansd gegen habsburg hätte ierkämpsftwerden müssen.
Der sächsischeKursürst aber scheute diesen Waffengang und
le h n te a b.

Der Verzicht des sächsischenKursürsten auf die ihm an-

gebotene böhmischeKrone besiegelte eines der Verhängnisse, an

denen die deutsche Geschichteso reich ist. Die Gsunft der Stunde
war verspielt idiurchdie religiöseEnge, den Fluch des Verwand-
tenzwistes und den unglücklichenBund mit Habsburg kurz-durch
die Mächte, die in der deutschen Geschichte von jeher so ver-

hängsnissvollgewirkt haben. Sachsen blieb Binnenland in dem

Augenblick, wo es grenzpolitisch handeln mußte. Es bezahlte

Lasmit der beispielloisen Verwüstung im Dreißigjährigen
riege.

Und doch hat dieser Fürst, der in Böhmen »die große
Stunde verpaßte, sich als Mehrer des Reiches erwiesen, indem
er die Lausitzen erwarb. Wir sei-ern in diesem Jahre
die drei-hundertste Wiederkehr dieser Erwerbung. Dieser ver-

änderten Ausdeshnungsrichtung folgte A u g u st d e s St a r -

ken Groß-machtspolitik· Wir können uns nicht genug
hüten, Augusts Polen-politik asls ein luftiges Abenteuer abzu-
t-un, wie es einige Geschichtsschreibernoch heute zu tun belieben-
Jn August steckte mehr Ostmärkertum als man gemeinhin
glaubt. Die kulturtragenden Schichten Polens waren damals

noch zu einem groß-enTeil deutsch. Auch war Asugusts Bewer-

bung um die politische Krone eine deutsche Angelegenheit, ein

kühner Schachng gegen sdsie politischen hegemoniebeftrebungen
Frankreichs, das damals schon nach dem Ostraurn vorfühlte.
Aber indem August diese Ostpolitik von Oesterresich und dem

Reiche gleichsam nur gegönnt wurde, entpuppte sie sich als
eine Politik zweiter hand.

Jn der Folge erscheint der Nahe Osten geteilt in drei

deutsche Staaten: Zu Sachsen und Oefterreich kommt

P r e u ß e n. Sachsen in der Mittellage hatte in diesem Wett-

streit keine Vor-gaben. Es hätt-eder genialsten politischen Ent-

würse bediurft sund es hätte. vor allem die zähe Zielstrebigkeit
entwickeln und den gleichen rücksichtslosenErnst einsetzen
müssen, den Preußen gegen Schweden, Polen und Sachsen,
Oesterreich gegen die Türken aufbrachten. Während Preußen
schließlichzu Ende der Befreiungskriege zum Grenzwachter an

Rhein und Weichsel bestellt wurde, schied Sachsen aus der Ost-
front aus.

Die binnendeutsche Bindung des sächsischenKönigshauses
an Iihabsburg ließ den alten Kampfgeist völlig vermissen. Der

Versuch,.mit Napoleons hilsfe noch einmal die alte Stelliung
in Polen zurückzuerlangen,blieb schwächlichund ohne Erfolg.
Dieser Abstieg veranlaßte viele der Besten, außer Landes zu
gehen: Wir nennen nur den Kasmenzer L e s s i n g , den Kün-
der preußischen Lebensstils, den unerschrockenen Kämpfer
gegen dynastisscheErbärmlichkeit und kirchliche Enge, den un-

bestechlischenGegner der französischenVerlotterung des deut-

schen K-ulturlebens, den Wegbereiter der größten deutschen
Literaturepoche, den Mann, dem man angesichts solcher Ver-

dienste heute nicht kleinlich ausrechnen sollte, daß er in manchen
Dingen ein Kind seiner Zeit blieb. Wir nennen den Lausitzer
Fichte, der nasch Preußens hauptsstadt kam und ihre welt-

bürgerlich-pazif:istischeBevölkerung für den Befreiungskampf
wachrüttelte. Wir nennen die Sachsen Schill, Gne-ise-
n asu sunsd K ö r n e r und nicht zuletzt den herold des preußisch-
deutsschenKaisertums, den Sachsen Treitschke. All’ das
waren Streiter fiIr das ganze Deutschland aus

der Gesinnung des Preußentums, das sie aus der Ablehnung
des 18. Jahrhunderts in sich selbst entdecken konnten, weil das
alte Ostmärkertum in ihnen noch irgend-wie lebte.

Der Osten ist Unausgeglichenheit und ungselösteSpannung:
der Weste-n For-m und Ruhe: beides Eigenschaften, die uns

Obersachsen fehlten. Wenn Josef Natdler in dem ,,Stamm-



haften Gefiige des deutschen Volkes« daraus hinweist,d aß
nirgeiids«anders als im deutschen Osten der

Gedanke des Volkes als eines ewig Werden-
d en, wie er uns bei dem Obersachsen Friedrich Nietzsche
entgegentritt, entstehe n to n n te

,· so hat er damitunsere
tiefste Verwurzelung erkannt. Alles in allem ergibt sich aus

dieser Betrachtung: die Zeiten, in denen Sachsen
grenzländisch und ost»markis·ch dachte

·

und

handelte, waren vorwartsweisende Zeiten;
Zeiten des Aufstie es, der Große oder Ver-
heiß u n g. Und aus die egenwart bezogen: Sachsen gehort
zur geistigen Ostfront.

· . .

Fünftens: Wieder sind wir Grenzland geworden.
Sarden, hnssitem Türken sind abgelöst von einem Nachbarn-
der sich nicht scheut, in unverkennbarer Front gegen uns mit

dem Todfeind des Abenkdlandes zu paktieren. Kann es da aus-
bleiben, daß end-lich bei uns das alte Grenzlandbewußtsein
wieder erwacht? Es-scheint, daß wir in Sachsen uns

im A b b a u der binnendesutschen Sorglosigkeit befinden-
· Grenzläiider sind Bollwerke und B.rucken.
Wenn unsere su d e t e n d e U t s ch e n Brüder heute nichtmehr
zerrissenen herzens nach Sachsen blicken,wso man·in marxi-
stischer Zeit nur zu einem kleinen Teil wußte, daß Jenseitsder
Landesgrenze dreiundeinhalb Millionen Deutsche im tschechi-
schen Zwangsverband einen Verzweiflungskampf um ihre
elementarsten volklichen Rechte zu bestehenhaben; wenn sie
heute mit Sehnsucht und Stolz zu. uns hinubersehemso ist
das einzig und allein das unverganglichseVerdienstunseres
Führers und seiner helfen Der»Nationalsozialismus nur

konnte Sachsen-zu einem Bollwerkfugen. Und doch tut er noch
etwas: er schlägt die Brucken zum deutschen Vor-
feld und zum fremden Volkstum. Unerlaßlich ist,
daß bei uns sich die grundlegende Tatsache Anerkennungver-

schaffe, daß die Lan-desgrenze nicht die Volks-

tumsgrenze darstellt. Eine Landeskunde von

Sachsen, die es — wie das bisher üblich war — ver-

säumt, das deutfchböhmische Vorfeld einzu-
beziehen und auf dessen Gefährdung und

Schädigung hinzuweisen, ist heute von Uebel.
Doch können swir dabei nicht stehen bleiben: Wir müssen den

Gegner selbst kennen lernen: wir müssen uns vertraut machen
mit sder tschechifchenGeschichte, um erfolgreich die-tschechi-schen
Fälschungen geschichtlicher, erdkundlicher und sonstiger Tat-

bestände abzuwehren. Wir müssen die andersgeartete geistige
und seelische Lage des tschechischenNachbarn als die Quellen
seiner nationalen Kraft erkunden. Grenzländer können es

sich nicht leisten, die gegnerische Position zu ignorieren. Wir
haben nicht mehr den mißvserstandenen»herrenftandpunkt«
vergangener Generationen, die im Slawen den Angehörigen
einer ,,minderen Menschenart« sehen zu können glaubten. Wir

ncehhmenihn ernst, weil wir jedes eigenständische Volkstum
a ten.

Sechstens: Die preußischenOstprovinzen haben in
ihrem Grenzkampf immer und immer ishre Verbundensheit
mit dem deutschen Volksganzen zu erweisen versucht, indem sie
hervorkehrten, was das Mutterland ihn-en ver-danke: den

getreuen Unbekannten wie den größten Söhnen und Töchtern,
die sie Deutschland geschenkt. Wollte Sachsen dasGleiche tun,
welche heerschasu hätte es vorzuführenl hat es nicht Gesamt-,
deutfchland seine Schriftsprache, die Reformationz
die größten Künstler und Denker geschenkt? Leib-

n-itz, Fichte und Nietzsche;Bach, Wagner, Schumann; Ludwig
Richter und Klingen Gellert und Novalis waren obersäch-
fischen Stammes. Und ist Sachsen im 19. Jahrhundert nicht
zur Werkstatt Deutschlands geworden?

Darauf hinzuweisen, ist keine partikularistische Lächerlichs
keit«. es sind unveräußerlicheRechte, von denen das Grenzland
in Notzeiten Gebrauch macht, um das Volksganze an seine
Dankespsflichtzu erinnern. Und es sind andererseits Voraus-
setzungen zur Selbstachtung aus dem Gefühl des Stolzes aus
die eigene Leistung, die wir gerade in Sachsen so notwendig
brauchen. Wenn wir eine nationalpolitische Forderung aus

dieser Betrachtung ableiten, so ist es die: hinweg mitjeder
Verzerrung sächsischenWesens! Das deutsche Volk

möge sich bemühen, uns zu beurteilen nach
dem Besten, was wir ihm gegeben haben, nicht
aiber nach jener erbärmlichen Bliemchenliteratur, die gerisseiie
Assphaltliteratenüber uns in Umlauf gesetzt haben. Es entsteht
keine Grenzergesinnung dort, wo man sich nicht ernst nimmt
oder wo man nicht ernst genommen wird.

Sachsen, wo immer man es·faßt, gehört zur Oftfront, ge-
schichtlich, gegenwärtig und zukünftig. Grenzlandarbeit im

kämpferischenVerband des Nationalsozialismsus heißt: vom

Teil zum Ganz-en aus-blicken und vom Großen die Kraft zur
Verwirklichung des Kleinen herleiteni

·

«

Dr. Oswin Pausen-ei

Vuchbesprechungen
Das germanische Meer. Geschichte des Ostseeraumes.

Von Dr. Erich Masch ke. Verlag Grenze und Ausland,
Berlin-Stuttgart 1935. 40 Seiten. Preis kart. 0,60 ÆJA —

Will man das, was heutzutage in Polen als ,,.Meeres-
ideologie« in Umlauf gesetzt wird, auf seinen geschichtlichen
Wahrheitsgehalt überprüfen, dann wird man in«dieser
Schrift des jungen, in der Wahl seiner Themen immer
aktuellen Königsberger historikers das geeignete hilfs-
mittel finden. Es hat in keinem Abschnitt der Geschichte eine
innigere und. dauerhaftere Vertrautheit des West-slawen mit
dem Meere gegeben; die Giermanen und ihre Blutserben in

Skandinsavien und in Deutschland sind es, die mit dem
Meere verwachsen und aus ihm heimisch waren und sind.
Solange es ein-e Geschichte im Ostseeraum gibt, ist dies eine
germanisch-deutsche Geschichte gewesen. Alles andere ist
immer nur Episode geblieben. Maschke verzeichnet den
Gan dieser Geschichte von der germanischen Vorzeit bis in
die egenwart, und mit Recht kann er seine-Arbeit mit dem

Satze beschließen: Jm großen und wunderbaren Zuge der

Jahrtausende war die Ostsee das germanische Meer. Dr.l(.

Wir schmieden die

Zukunft
Der Kamp der »Jung-

deutschen Partei fiir olen« in Posen - ommerellen.

herausgegeben von der Bromberger Geschäftsstelle der

J U n g d e U t s ch e n P a r t e (Bromberg ul. Sobieskiego 6)
1935.-—Jn knappemUeberblick wird in dieser vonErichS p i tz e r

und Ulrich Uhle bearbeiteten Broschüre geschildert, wie es

zu der scharfen Auseinandersetzung innerhalb
des Deutschtums in Posen und Pommerel-
len kam. Man wird noch einmal an die wichtigsten Etappen
des Kampfes erinnert, den die Jungdeutsche Partei gegen

die seit Jahren anhaltende völkischeVersandung und ideelle

Berarmung des Deutschtums in Westpolen führt: Ueber-

åreifen
der Bewegung nach Posen-Pommerellen, Jägerhofer

reis, ,,Sängerkrieg auf der Swartbiirg«"am 5. Mai 1934,
Tod des ErichsMakus am 26. Mai, Burgfrieden und Wieder-
ausbruch des Kampfes, Gründung der »Deutsch·enVereini-

gung«, Ausschließungsklausel, Jung-deutscher Parteitag in

Posen am -5.—M-ai 1935. Es folgt dann eine Charakteristik
der anderen Seite. Das abschließendeKapitel faßt noch ein-.
mal die Ziele der Bewegung zusammen. Es ist zu wünschen,
daß die Broschüre im Reiche bei denen, die Sorge um das

Deutschtum in Polen tragen, Beachtung findet, gleichgültig,
wie sie zu diesen Auseinandersetzungen stehen. Die Deutsche
Vereinigung plant ein-e Gegen-schrift. Dr. Ic.

Vslpreuszen. Land und Leute. Von Dr. B r u n o

hoffmann und Dr. Theodor hurtig. Verlag
Graefe und Unzer, Königsberg (Pr.) 1935. 192 Seiten mit
83 Abbildungen, Kartenskizzen und einer Uebersichtskarte.
Jn diesem Ostpreußenbuch ist weniger von den Men-

schen als von der Landschaft die Rede. Derein Darstellung
ist den Verfassern ausgezeichnet gelungen. Die erdgeschicht·
liche Vergangenheit wird in einer auch dem Laien leicht ver-
ständlichen Weise geschildert. Wie durchweg, so steht auchlin
den Kapiteln, die sich mit der Vorgeschichte und der Geschichte
Ostpreußens sowie mit der Wirtschaft des Landes befassen,
das Raumpolitische und Landschaftliche voran. Jni zweiten
Teil des Buches werden die einzelnen charakteristischenLand-

schaften geschildert: das Samland und Königsberg, die

Kurische Nehrung und die Memelniederung, das Frische haff
und das Weichsel-Nogat-Delta, das Weichseltalund »das
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Oberland, Masuren und Mittelvstpreußen, das nordöstliche
Gren gebiet und das entrissene Memelland. Man erhält eine

plastifcheVorstellung von der vielartigen Schönheit der

Provinz und von den Nutzungs- und Entwicklungsmöglich-
keiten, die der Boden ihren Menschen gewährt. Dr. l(.

Die Wanderungsbewegung in Dstpreuszen. Eine Bevölke-

rungsstudie. Von Dr. Konrad S te y e r. Graefe und Unzer
Verlag, Königsberg 1935. 146 Seiten. Preis 6,—- Eis-Ja —-

Die Schrift ist als heft 1 der vom Statistischen Amt der

ZProvinzialverwaltung Ostpreußen her-ausgegebenen»Bei-
träge zur Statistik der Provinz Ostpreußen· erschienen. Sie

untersucht, gestützt auf das Material der gut ausgebauten
ostpreiißischen Prosvinzialstatistik, ein Thema, das schon seit
llangem, seitdem Ostpreußen zu einer Kinderwiege des

Reiches wurde, allgemein interessiert· Die Untersuchung
erstreckt sich in der hauptsache auf die Jahre 1929—1932.

Sie beschäftigt sich mit der Binnenwansderung sowohl wie
mit der Außenwanderung der Provinz. Die Zusammen-
hänge, die zwischen der Wanderungsbewegung einerseits
und der Grundbesitzverteilung, der Altersgliederung, der

Berufsgliederung usw. andererseits bestehen, werden ge-
prüft. Die Ergebnisse, zu denen die Untersuchung gelangt,
bestätigen z. T. die bisher geltenden Anschauung-en, z. T,
aber stellen sie auch eine bemerkenswerte Korrektur manch-er
bisher als allgemein gültig angenommener Thesen dar. Die

Darstellung der ostpreußischenBi.nnenrvans.d-erung befriedigt
durchaus; sie gibt eisn asbgerunsdetes Bild. Die Dartellung
der

ostpreugischenAußenwanderung läßt diese liarheit
wegen der iirze des behandelten Zeitraumes 11925 (bzw.
1929)— 19321 vermissen. Das liegt in der hauptsache daran,
daß brauchbares Material für eine eingehendere Betrachtung
eben nur für diesen kurzen Zeitraum vorliegt. Es wäre aber

immerhin möglich, die Wanderungsbeziehsungesn Ostpreußen
—übriges Reich sowohl zeitlich wie hinsichtlich der Wander-

richtung ausführlicher d-arzustellen. Die Differenzmethode
und die Verwertung statistischer Sonsdernntersuchungen über
die Ostpreußen z. B. in Berlin unsd im Ruhrgebiet bieten
hier noch Möglichkeiten, die hoffentlich bei späterer Gelegen-
heit ausgsenutzt werden. Auch in anderer hinsicht erwachsen
der ostpreußischen Bevölkerungsstatistik in Zukunft noch be-

sonders interessante unsd praktisch besdeutungsvolle Aufgaben:
Durch die nsationalsozialistischie Aufbauarbeit wir-d die

Binnen- und AußenwansderungOstpreußens zweifellos ganz
wesentlich beeinflußt. Bis an die Zeit, in der sich die be-

völkerungspolitischen Folgen dieser Aufbauarbeit bemerkbar
zu machen beginnen, führt die Untersuchung von Steyer
heran. Sie ist als eine Studie,.die die Zeit von 1929, dem

Jahr-e der blühenden Scheinkonjunktur, bis zum tiefsten Ver-

fall zum Gegenstand hat, eine nützlich-eVorarbeit für eine

spätcre Darstellung der Wanderungsbewegung in der Zeit
nach der Machtergreifung. Fast die

hälffte
des Buches wird

von statistischen Tabellen und graphi chen Darstellungen
eingenommen. Dr. l(.

»

Drei Jahrhunderte Banernleben in der Deichsel-
iiiederung. Fünfhundertfünfzig Jahre Bürgerleben in der
Stadt Thvrn Von Reinhold heuer. Lutherverlag,
Posen (Poznan, Fr. Ratajczalca 20), «1935. 89 Seiten. Preis
Gegenwert von 2,80 Zloty. — Der Verfasser, Pfarrer
D. Heuer, ist durch seine geschichtlichen Studien, die sich
zumeist mit seiner engeren heimat, Thorn und Umgebung,
befassen, weiteren Kreisen bekannt. Jn dem vorliegenden
Buch gibt er ein gutes Beispiel dafür, wie sich die Ahnen-
forschiing eines Einzelnen, richtig betrieben, zu einer

sbistorischen Studie von allgemeinem Interesse ausweiten
läßt« Ursprünglich hatte heuer, wie er einleitend schreibt,
die Absicht, eine Geschichte seiner Vorfahren und derjenigen
seiner Frau zu schreiben. Seine Vorfahren haben als
Bauern in der Thorner Weichselniederung, in Ressau und

Rudak, gesessen, die seiner Frau haben durch Jahrhunderte
hindurch in·Th,ornselbst als angesehene Bürger eine Rolle
gespielt. Die Geschichte der Sippen, die heuer schreibt, wird
zu einer Geschichte der Niederung und zu einer kleinen
Chronik der Stadt Thorn. Dr. l(.

Die Entwicklung der polnischen Handelsverttagspolilik.
Von Dr. Gero Wolfgang F r h. v o n G e r s d o r f f, Junker
und Dünnhaupt Verlag, Berlin 1935. 177·Seiten. Preis
6,— — Die Arbeit Gersdorffs ist als heft 13 der von

dem Berliner Wirtschaftswisscnschaftler Wiskemacin heraus-

240

gegebenenSchriftenreihe »Reue Deutsche Forschungen« er-

schienen, Aus den kaum-, sozial- und wirtschaftspolitischen
Voraussetzungen entwickelt und erklärt der Verfasser die
polnische handelsvertragspolitik Er unterscheidet drei
Etappen dieser Politik. Die erste (bis 1925) diente, bei
tatsächlicher Abhängigkeit von Deutschland, dazu, Polen
überhaupt erst einmal in handelsvertragliche Beziehungen
mit möglichst vielen Staaten zu bringen; die zweite (bis
1932t33s wurde durch das Streben nach Verselbständigung
des polnischen Außenhandels und nach Erschließung neuer

Märkte gekennzeichnet; die dritte steht unter dem beherr-
schen-den Eindruck tiefgreifender Aenderungen des Welt-

wirtschafts- und Kapitalverkehrs. Jn jeder dieser Phasen
bildete die polnischse Handelsvertragspolitik ihre durch Vor-

aussetzungen und Absichten bedingten technischen Besonder-
heiten heraus. Deren Darstellung ist in der hauptsache die
Arbeit Gersdorffs gewidmet. Sie reicht bis Ende 1934. ok. t(·

Die Heiraten der Romanows und der deutschen Fürsten-
häuser im Is. und 19. Jahrhundert und ihre Bedeutung in
der Bündnispolitik der Ostmächte. Von Dr. Martha
Li-ndemann. Ferdinand Dümmlers Verlag, Berlin und
Bonn 1935. 176 Seiten. Kart. 4,80 KJL —- Die Arbeit ist
als Heft 2 der von Martin Spahn herausgegebenen Reihe
»Das Reich und Mitteleuropa« erschienen. Von Katharina
der Großen bis Bismarrk ist das Mit- und Gegeneinander
der drei Großmächte Preußen, Oesterreich und Rußland in

entscheidendem Maße von den verwandtschaftlichen Ver-,
bindungen unter den regierenden Familien mitbestimmt
worden. Vor allem im Kampf gegen Napoleon hat sich das
Geflecht der dynastischen Bande als eine wirksame Waffe
erwiesen. Das Zustandekommen der heiligen Allianz wäre
ohne die familienpolitische Vorarbeit, die von einig-en der

regierenden Frauen geleistet wurde, kaum denkbar gewesen-
Die Koburger Familienpolitik, die Bismarck so viel zu
schaffen machte, löste und verwirrte das durch Generationen

sorgsam gepflegte Netz verwandtschaftlicher Beziehungen
zwischen Petersburg, Berlin und anderen deutschen Fürsten-
höfen. Vor allem aber traten im Laufe des 19. Jahrhunderts
neben und vor die dynastischen Bindungen andere, aus den
Völkern selbst wachsende Kräfte als geschichtlich gestaltende
Faktoren in den Bordergund. Es hätte die gründlich-e
Arbeit der Verfasserin belebt und aufgelockert, wenn mit-
unter die politischen und persönlichen Motive der dynasti-,
fchen Eheschließungen stärker herausgearbeitet worden
wären. Dr. l(.

Oesterreichische Geschichten aus dem Jahre 1933. Von
Christian K reuzhakler. 154 Seiten Oktav, kartoniert
2,50 est-Un Verlag Georg Eollwey, München, 1935. —»Was
in diefem Buche erzählt wird, hat sich in den ersten Monaten
nach dem Verbot der Nationalsozialistischen Partei in

Oefterreich ereignet. Es sind einige Episoden, die das tägf
liche Leben des Kampfes fiir Hitler, in dem das deutsche
Volk Oesterreichs steht, trefflich schildern. »Ein neues Oesterk
reich wird in diesen Menschen lebendig, das härter, zuchtk
voller, klarer«ist als das alte Oesterreich der Habsburger.
und vor allem ein Oefterreich, das deutsch ist, nichts anderes
als deutsch«,so schreibt im Vorwort der Verfasser, der seinen
richtigen Namen natiirlich nicht nennen kann. herz-
ersrischend ist die ungebeugte Selbstverständlichkeit,mit der

Bauern, Arbeiter, Frauen und Jungen sich zu Deutschland
bekennen; und ergreifend ist die tiefe Gläubigkelt, mit der
sie ins Reich hinüberblicken. ,,Deutsche Geschichten aus

Oesterreichs tiefster Erniedrigung« müßte das Buch heißem
Vorarbeiter Ezyz. Von F e r d n a n d G o e t e l. Paul

Kupfer Berlag,-Breslau. BrückenbuchereiNr. 7. 61 Seiten.

Pappband 0,80-E-.!-1. — Diese kleine Erzählung des bekann-
ten polnischen Schriftstellers führt in ein Kriegsgefangenen-
lager in den Siiinpfen Turkestans. Die Gefangenen sind
mit schwierigen Arbeiten, die ihre Energie und ihre Disziplin
erlahmen lassen, beschäftigt. Als die Autorität des Lager-
leiters und der Wachmannschaft versagen, da ift es der
Vorarbeiter Ezyz, der durch sein Beispiel die andern wieder

hochreißt. Es ist das Ethos der Arbeit, das die Revolte über-
windet. Mit sparsamen Strichen, aber doch uberzeugensd,
ist die Gestalt dieses Arbeitsmenschen gezeichnet. Die Ueber-

setzung der Erzählung aus dem Polnischen hat heinrich
Ko itz besorgt. Dr. l(. ·


